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Kanton Zug

Auszug aus dem Protokoll

Sitzung 11. Juli 2023 sa
Versandt am 1 3 JULI 2023 Öffentlich

Gesetzgebung

Totairevision der Verordnung zum Gesetz über soziale Einrichtungen (SEV; BGS 861 .51 2):
Verordnung über Leistungen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf (LBBV)

Der Regierungsrat,

gestützt auf § 47 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Zug vom 31. Januar 1894 (KV;
BGS 111.1) und § 38 des Gesetzes über Leistungen für Menschen mit Behinderung und Be
treuungsbedarf vom6. Juli 2023 (LBBG; BGS 861 .5),

beschliesst:

1. Die Totalrevision der Verordnung zum Gesetz über soziale Einrichtungen vom 16. No
vember 2010 (SEV, BGS 861 .512) unter dem neuen Namen «Verordnung über Leistun
gen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf (LBBV)» wird in 1. Lesung ge
mäss Beilage verabschiedet.

2. Die Direktion des Innern wird beauftragt, das Ergebnis der 1. Lesung im Rahmen einer
konferenziellen Anhörung den Adressatinnen und Adressaten gemäss beiliegendem Ver
zeichnis zur Stellungnahme zu unterbreiten.

3. Mitteilung per E-Mail an:

- Direktion des Innern

- Staatskanzlei

Regierungsrat des Kantons Zug

Silvia Thalmann-Gut Rene Spilimann Siegwart
Frau Landammann stv. Landschreiberin



Seite 2/33

A. Ausgangslage

Der Kantonsrat hat die Totairevision des Gesetzes über soziale Einrichtungen vom 26. August
2010 (SEG; BGS 861.5) am 6. Juli 2023 beschlossen. Der Kanton Zug erhält damit ein zeitge
mässes Gesetz für Leistungen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf. Entspre
chend wurde auch der Name des Gesetzes angepasst. Dieses heisst neu Gesetz über Leistun
gen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf (LBBG; BGS 861 .5). Die Neuerun
gen betreffen insbesondere folgende Bereiche:
- Regelung von ambulanten Angeboten für Menschen mit Behinderung;
- Steuerung des Zugangs zu bedarfsgerechten Leistungen für Menschen mit Behinderung

mittels einer individuellen Bedarfsabklärung;
- Subjektorientierte Finanzierung mittels Kostenübernahmegarantien für Menschen mit Behin

derung;

- Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung im Kanton Zug.
Des Weiteren wurde das Gesetz neu gegliedert und wo nötig an die Anforderungen der heuti
gen Zeit angepasst.

Infolge dieser Totairevision wird eine Revision der bisherigen Verordnung zum Gesetz über so
ziale Einrichtungen (SEV) notwendig. Die bisherige Verordnung ist nicht mehr mit dem Gesetz
kompatibel. Da die Verordnung entsprechend dem Gesetz umbenannt wird, erhält sie ebenfalls
einen neuen Namen. Im Folgenden werden die nötigen Änderungen kommentiert.

B. Ergebnisse der konferenziellen Anhörung

Noch offen.

C. Erläuterungen zu den einzelnen Verordnungsbestimmungen

Titel: Verordnung über Leistungen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf
(LBBV)
Die gestützt auf § 38 des Gesetzes über Leistungen für Menschen mit Behinderung und Be
treuungsbedarf vom 6. Juli 2023 (LBBG; BGS 861 .5) erlassene Verordnung wird neu als «Ver
ordnung über Leistungen für Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf (LBBV)» be
zeichnet. Damit wird der Name an das totairevidierte Gesetz angepasst.

Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen

In Ausführung von § 3 des Gesetzes über Leistungen für Menschen mit Behinderung und Be
treuungsbedarf (LBBG) werden in den allgemeinen Bestimmungen der Verordnung die statio
nären Einrichtungen beschrieben. Ferner werden die Leistungen der ambulanten Leistungser
bringenden näher definiert. Gegenüber der bisherigen SEV wurden die Bestimmungen neu ge
gliedert und um die ambulanten Leistungen sowie um eine präzisere Definition von Personen
mit Betreuungsbedarf erweitert.

§ 1 Stationäre Einrichtungen
Im totalrevidierten Gesetz werden sowohl Wohn- als auch Tagesstrukturangebote sozialer Ein
richtungen in Abgrenzung zu ambulanten Angeboten als stationäre Angebote bezeichnet. Die
Anpassung an zeitgemässe Begriffe bedingt eine neue Gliederung gegenüber dem bisherigen

§ 1 SEV. Die Dienstleistungsangebote in der Familienpflege (bisher § 1 Abs. 2 Bst. a SEV, in
der SEV noch «Platzierungsorganisationen» genannt), die eine eigene Angebotsart unter den
stationären Einrichtungen bilden, müssen nicht mehr näher definiert werden, da sie in der
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Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern vom 19. Oktober 1977 (PAVO;
SR 211 .222.338) hinreichend geregelt sind.

Abs. 1

Im Absatz 1 werden die in § 3 Abs. 1 Bst. d LBBG aufgeführten stationären Wohnangebote nä
her definiert. Die Definition entspricht den bisherigen «stationären Einrichtungen» gemäss § 1
Abs. 1 SEV. Die Zahl von drei Personen bezieht sich nicht auf einen einzelnen Standort, son
dern auf das Wohnangebot als Ganzes. Das zentrale Unterscheidungsmerkmal zwischen stati
onären Wohnangeboten und ambulanten Leistungen ist die Koppelung von Unterkunft und Ver
pflegung mit sozialpädagogischen Betreuungs- und/oder Pflegeleistungen in stationären Wohn-
angeboten. Im Gegensatz zu ambulanten Leistungen werden Betreuungs- und Pensionsleistun
gen in einem integralen und in der Regel unteilbaren «Gesamtpaket» angeboten. Nicht unter

§ 1 Abs. 1 LBBV fallen dementsprechend private Wohngemeinschaften von mehr als drei Per
sonen, selbst wenn die Wohnung in einem separaten Mietvertrag von der Trägerschaft einer
Einrichtung vermietet wird — dies im Gegensatz zu Aussenwohngruppen oder dezentralen
Wohneinheiten von stationären Wohneinrichtungen. Im Gegensatz zu ambulanten Betreuungs
angeboten in privaten Wohnungen sind stationäre Wohnangebote bewilligungspflichtig. Wohn-
angebote mit einer Bewilligung des Kantons sind dementsprechend immer stationäre Ange
bote.

Abs. 2

Wie unter dem bisherigen SEG gehören zu den stationären Wohneinrichtungen auch Einrich
tungen, die Wohnen und eine interne Berufsausbildung anbieten. Der § 1 Abs. 2 LBBV ent
spricht dem bisherigen § 1 Abs. 2 Bst. b SEV, die Begrifflichkeiten wurden dem neuen Gesetz
angepasst. Für die Finanzierung dieser Angebote sind primär die für die Berufsbildung respek
tive -integration zuständigen Stellen verantwortlich. Im Behindertenbereich ist dies meist die IV.
Somit fallen die Angebote zwar in Bezug auf die Bewilligung und Aufsicht unter das LBBG, die
Finanzierung geht jedoch in der Regel nach anderen Erlassen. Kostenübernahmegarantien für
solche Angebote sind deshalb ausschliesslich in Ausnahmefällen möglich, etwa bei Personen
mit Behinderung, welche die versicherungsmässigen Voraussetzungen der IV nicht erfüllen.

Abs. 3 bis 5
In den Absätzen 3 bis 5 werden die in § 3 Abs. 1 Bst. d LBBG aufgeführten Tagesstrukturen
näher definiert. Anstelle der bisherigen Begriffe «Werkstätten» sowie «Tages- und Beschäfti
gungsstätten» wird die heute in der Praxis gebräuchliche Terminologie von Tagesstrukturen mit
oder ohne Lohn verwendet (im Bundesgesetz über die Institutionen zur Förderung der Einglie
derung von invaliden Personen vom 6. Oktober 2006 [IFEG; SR 831 .261 sind diese Angebote
noch als Werkstätten und Tagesstätten bezeichnet). Die Bestimmungen entsprechen den bis
herigen § 2 und 3 SEV. Sie wurden etwas schlanker formuliert, da die entsprechenden Ange
botsformen im IFEG sowie in der Interkantonalen Vereinbarung über soziale Einrichtungen vom
12.Dezember 2002 (IVSE; BGS 861.52) schweizweit geregelt sind. Es sollen weiterhin vielfäl
tige Formen von Tagesstrukturen mit und ohne Lohn möglich sein, so etwa auch betreute Ar
beitsplätze ausserhalb der Einrichtungen — bspw. in der Privatwirtschaft, jedoch mit einer An
stellung bei einer stationären Einrichtung. Insbesondere Tagesstrukturen mit Lohn sollen Fä
higkeiten im Arbeitsbereich erhalten oder verbessern und sofern möglich die Eingliederung in
die Wirtschaft anstreben. Da es sich um geschützte Arbeitsplätze handelt, ist die Entlöhnung
nach Abs. 4 in der Regel so bemessen, dass Sozialversicherungsleistungen, z.B. eine 1V-Rente
mit Ergänzungsleistungen, erhalten bleiben.
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§ 2 Ambulante Leistungen

Abs. 1
Leistungen ambulanter Leistungserbringender, d.h. ambulante Leistungen, werden in Abgren
zung zu stationären Leistungen definiert. Ambulante Leistungen im Bereich Wohnen sind Be
treuungsleistungen, die für Personen in Privathaushalten erbracht werden. Die Wohnungen
können dabei auch von Leistungserbringenden an Personen mit Behinderung (unter-)vermietet
werden. Gerade im Hinblick auf den angespannten Zuger Wohnungsmarkt kann dies nötig sein.
Das Unterscheidungsmerkmal zu stationären Wohnangeboten ist die nicht vorhandene Koppe
lung von Unterkunft, Verpflegung und Betreuungsleistungen. D.h. die Person nimmt kein Korn
plettpaket in Anspruch. Sie verfügt über einen Mietvertrag und das Hausrecht über die Woh
nung liegt bei ihr. Ambulante Leistungen im Bereich Wohnen beziehen sich in Abgrenzung zu
ambulanten Leistungen im Bereich Arbeit auf das Privatleben der betreuten Personen, was die
ganze Freizeit neben der Arbeit oder dem Besuch von Tagesstrukturangeboten umfasst.

Abs. 2

Ambulante Leistungen im Bereich Arbeit sind Betreuungsleistungen, welche für Personen mit
Behinderung im Zusammenhang mit einer Anstellung auf dem ersten Arbeitsmarkt erbracht
werden. Gemeint sind Betreuungsleistungen, welche die Arbeitstätigkeit begleiten und ermögli
chen. Nicht darunter fallen klassische Angebote der beruflichen Integration wie Stellenvermitt
lungen, Beratungsangebote resp. Jobcoaching im beratenden Sinne. Diese fallen entweder in
die Zuständigkeit anderer Träger/innen wie der IV oder aber sie gelten als sonstige Angebote
gemäss § 3 Abs. 1 Bst. f LBBG. Ebenfalls nicht als ambulante Leistungen gelten externe Ar
beitsplätze von stationären Einrichtungen oder Personalverleihangebote von stationären Ein
richtungen oder sonstigen Angeboten. Diese Angebotsformen bieten Menschen mit Behinde
rung geschützte Arbeitsplätze ohne Anstellung auf dem ersten Arbeitsmarkt. Als Arbeitsstellen
auf dem ersten Arbeitsmarkt gelten hingen auch rentenerhaltende Nischenarbeitsplätze zu ei
nem Leistungslohn, sofern die Anstellung durch einen Arbeitgeber/eine Arbeitgeberin des ers
ten Arbeitsmarkts erfolgt. Diese/r kann die nötigen ambulanten Leistungen auch selber erbrin
gen.

§ 3 Ambulante Betreuungsleistungen
In § 3 ist sodann ausdefiniert, welche konkreten Leistungen als Betreuungsleistungen gemäss

§ 2 gelten. Es handelt sich um den eigentlichen Leistungskatalog. Nur die Leistungen in den
aufgeführten Bereichen gelten als ambulante Leistungen gemäss dieser Verordnung.

Abs. 1
Die Leistungsbereiche im Bereich Wohnen sind vor dem Hintergrund der International Classifi
cation of Functioning, Disability and Health (ICE) der WHO zu verstehen. Sie umfassen auch
entwicklungs- und teilhabebezogene Aspekte. Der Bereich «Wohnen» umfasst dabei das Pri
vatleben der Person, d.h. ihre Freizeit, während der sie sich nicht in einer Tagesstruktur einer
stationären Einrichtung oder einer Arbeitsstelle des ersten Arbeitsmarkts befindet. Somit fällt
auch eine alltällige Betreuung während des Wegs zu einer Tagesstruktur oder Arbeitsstelle da
runter. Die Begriffe der lebenspraktischen Unterstützung sowie der Hilfe bei Aktivitäten des
täglichen Lebens («ATL») lehnen sich an die Begriffe der lebenspraktischen Begleitung und
den alltäglichen Lebensverrichtungen an, die bei der Hilflosigkeit nach Art. 9 des Bundesgeset
zes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts vom 6. Oktober 2000 (ATSG; SR
830.1) relevant sind. Es handelt sich um bekannte Konzepte für behinderungsbedingte Be
darfe. Die Begriffe wurden jedoch bewusst von den Begriffen nach ATSG unterschieden, da sie
im Kontext des LBBG nicht deckungsgleich anzuwenden sind. Dies insbesondere, weil der Be
treuungsbedarf nach SEG nicht den Kriterien der Hilflosigkeit nach ATSG entspricht. Die ver
wendeten Begriffe der Unterstützung und Hilfe (Bst. a, b, c, d und f) unterscheiden sich in Be
zug auf die Art der Leistung: Unterstützung ist gewissermassen Hilfe zur Selbsthilfe, es handelt
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sich um begleitende, anleitende, befähigende Hilfe. Eine stellvertretende Ubernahme von
Handlungen ist dabei die Ausnahme. Der Begriff der Hilfe ist weitergefasst und umfasst auch
tatkräftige Hilfe, d.h. stellvertretende Übernahme von Handlungen, welche die Person nicht
ausführen kann. Entsprechend ist beispielsweise die stellvertretende Besorgung von Haus
haltsarbeiten (z.B. hauswirtschaftliche Leistungen von Spitex-Organisationen oder Putzinstitu
ten) keine ambulante Betreuungsleistung nach LBBG. Möglich ist die Unterstützung in der
Haushaltsführung gemäss Bst. d, die in Form von Anleitung, Begleitung oder der Förderung
und Entwicklung von Kompetenzen erbracht wird. In diesem Rahmen kann die betreuende Per
son selbstredend auch einzelne Arbeitsschritte punktuell stellvertretend ausführen, wenn dies
in der jeweiligen Situation sinnvoll ist. So beispielsweise auch bei vorübergehenden psychi
schen Krisen der betreuten Person.

Abs. 2

Im Bereich Arbeit umfassen die ambulanten Betreuungsleistungen Leistungen, die notwendig
sind, damit eine Person mit Behinderung einer Tätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt nachge
hen kann. Behinderungsbedingte Einschränkungen, welche andere Arbeitnehmende nicht auf
weisen, werden durch betreuerische Assistenz- oder Fachleistungen vermindert oder beseitigt.
Die Unterstützung darf alleine dem Nachteilsausgleich dienen und soll in einem angemessenen
Verhältnis zur Arbeitsleistung der Person mit Behinderung stehen. Ausgeschlossen ist die
Übernahme von produktiven Arbeitstätigkeiten zugunsten der Arbeitgeberin oder des Arbeitge
bers. So ist es beispielsweise nicht möglich, dass eine Betreuungs- oder Assistenzperson im
Rahmen ihrer Tätigkeit nach LBBG Arbeiten übernimmt, welche die Person behinderungsbe
dingt nicht ausführen kann (beispielsweise Tipparbeiten für eine Person, welche die Hände
nicht benutzen kann, die Übernahme von komplexen Aufgaben bei Personen mit kognitiven
Einschränkungen usw.). Produktive Tätigkeiten müssen generell von der Arbeitgeberin/vom Ar
beitgeber finanziert werden. Als Hilfe bei alltäglichen Lebensverrichtungen (ATL) gehören Hil
fen bei Grundbedürfnissen wie sich bewegen, ankleiden, essen, Hygiene etc. Obwohl auch hier
die alltäglichen Lebensverrichtungen nicht deckungsgleich zum ATSG auszulegen sind (vgl.
Abs. 1), wurde bewusst nicht der Begriff der Aktivitäten des täglichen Lebens (Abs. 1 Bst. b)
gewählt, da dieser im Bereich Arbeit missverständlich sein könnte. Es geht nicht um die Aktivi
täten des «Arbeitslebens», sondern um Grundbedürfnisse der Person. Die ATL müssen zeitlich
und sachlich auf die Arbeitstätigkeit bezogen sein. Bei der agogischen Unterstützung im Zu
sammenhang mit der Arbeitsstelle handelt es sich um Fachleistungen anerkannter Erbringen-
der. Unter agogischer Unterstützung wird eine professionelle behinderungsbedingt notwendige
Begleitung im Sinne von individueller Förderung und Entwicklung von Fähigkeiten, bei der All
tags- und Krisenbewältigung etc. verstanden. Behinderungsbedingt notwendige lebensprakti
sche Unterstützung kann auch als Assistenzleistung erbracht werden. Darunter werden lebens-
praktische Unterstützungsleistungen verstanden, die notwendig sind, weil eine Person nicht fä
hig ist, ihr Arbeitsleben selbständig zu gestalten. Beispielsweise weil sie behinderungsbedingt
besondere Anleitung, Strukturierung, Unterstützung bei Kontakten etc. braucht. Auch hier zählt
die Übernahme produktiver Arbeit nicht zur Betreuungsleistung, ausser dies wäre behinde
rungsbedingt und in einem begrenzten Mass zur Anleitung und Befähigung nötig. Ziel ist die
«Hilfe zur Selbsthilfe‘>.

§ 4 Person mit Betreuungsbedarf
Da die Definition von Personen mit besonderem Betreuungsbedarf infolge familiärer oder sozi
aler Umstände (gemäss dem neuen Gesetz «Personen mit Betreuungsbedarf») unter dem bis
herigen SEG immer wieder für Unklarheiten gesorgt hat, wird der Begriff in § 4 näher definiert.
Die Problemlagen müssen objektiv erkennbar über übliche Lebensschwierigkeiten hinausge
hen. Damit wird der Begriff vom Begriff der «Lebensschwierigkeiten» abgegrenzt, die im Ge
setz über die Sozialhilfe im Kanton Zug vom 16. Dezember 1982 (SHG; BGS 861 .4) erwähnt
sind. «Übliche« Lebensschwierigkeiten, mitunter auch Wohnungslosigkeit oder Schwierigkeiten
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bei der Berufsintegration, fallen in die Zuständigkeit der Sozialhilfe wie auch die dafür nötigen
Mittel zur sozialen oder beruflichen Integration nach § 15bis SHG. Damit ein Anspruch auf Leis
tungen gemäss LBBG entsteht, muss eine relativ hohe Intensität an familiären oder sozialen
Problemen gegeben sein, die im Kinder- und Jugendbereich im Regelfall Massnahmen der Kin
des- und Erwachsenenschutzbehörde nach sich ziehen. Es gilt zu beachten, dass über das
LBBG nur stationäre Heimaufenthalte für diese Personen finanziert werden können. Da es sich
bei Heimaufenthalten mit spezialisierter sozialpädagogischer Betreuung um relativ «hoch
schwellige» Massnahmen handelt, muss der Betreuungsbedarf von hoher Intensität sein. Er
muss dergestalt sein, dass eine stationäre Unterbringung notwendig ist, d.h. dass nieder
schwelligere Massnahmen objektiv erkennbar nicht ausreichen, um den Betreuungsbedarf in
Folge von sozialen oder familiären Gründen zu decken.

Abschnitt 2: Zuständigkeiten

§ 5 Wohnbereich von Sonder- und Privatschulen
Dieser Paragraf entspricht dem bisherigen § 4 SEV. Die Direktion des Innern nimmt die Auf
sicht über die Wohnbereiche von Sonder- und Privatschulen operativ wahr und erstattet der für
die Schuleinrichtungen gesamthaft verantwortlichen Direktion für Bildung und Kultur Bericht.
Diese erteilt die Betriebsbewilligung für den Wohnbereich nach LBBG. Die Direktion für Bildung
und Kultur ordnet bei Bedarf auch Massnahmen an. Die Anerkennung der Schuleinrichtungen —

inklusive Wohnbereich — richtet sich nach dem Schulgesetz vom 27. September 1 990 (SchuIG;
BGS 41 2.11). Der bisherige § 4 Abs. 2 SEV ist mit § 4 Abs. 3 LBBG auf Gesetzessstufe gere
gelt und konnte deshalb wegfallen.

§ 6 Kantonale IVSE-Verbindungsstelle
Diese Bestimmung entspricht unverändert dem bisherigen § 5 Abs. 1 SEV. Die Direktion des
Innern nimmt weiterhin alle Aufgaben der IVSE-Verbindungsstelle des Kantons Zug gemäss
Art. 11 IVSE wahr. Im Rahmen ihrer Aufgaben ist die kantonale IVSE-Verbindungsstelle für die
Direktion des Innern (IVSE-Bereich A und B), die Direktion für Bildung und Kultur (IVSE-Be
reich A und D), die Gesundheitsdirektion (IVSE-Bereich C) sowie die Sicherheitsdirektion
(IVSE-Bereich A) tätig (vgl. Art. 2 Abs. 1 IVSE).

§ 7 Koordination der Behindertengleichstellung
Paragraf 7 regelt die operative Umsetzung des 2. Abschnitts «Kantonale Behindertenpolitik»
des LBBG sowie der entsprechenden Zuständigkeiten gemäss § 4 LBBG und definiert die Auf
gaben der Direktion des Innern aus.

Abs. 1
Der Massnahmenplan zur Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung ge
mäss § 5 LBBG wird von der Direktion des Innern im Auftrag des Regierungsrats erarbeitet und
soll in der Regel alle vier Jahre erneuert werden. Damit wird gewährleistet, dass der Plan stets
aktuell bleibt und den jeweils aktuellen politischen Schwerpunkten des Regierungsrats (bspw.
im Rahmen von Legislaturzielen) entspricht. Die fachlich zuständigen Direktionen beteiligen
sich bei der Erarbeitung und Umsetzung des Massnahmenplans. So ist gewährleistet, dass die
nötige Expertise aus den beteiligten Fachbereichen einfliesst und der Plan gut umgesetzt wer
den kann. Der Regierungsrat verabschiedet den Massnahmenplan.

Abs. 2

Der Bericht zur Wirksamkeit der Massnahmen wird vor dem Ablauf der Laufzeit eines Massnah
menpians erarbeitet. Er dient dem Regierungsrat zum Controlling und zur Steuerung der künfti
gen Massnahmen. Die Direktion des Innern prüft die Wirksamkeit im Auftrag des Regierungs
rats und veröffentlicht den Bericht nach Abnahme durch den Regierungsrat.
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Abschnitt 3: Bewilligung, Anerkennung und Aufsicht

Abschnitt 3.1: Allgemeine Bestimmungen

Die allgemeinen Bestimmungen gelten für die Bewilligung, Anerkennung und Aufsicht aller
Leistungserbringender, die eine Bewilligung benötigen und/oder anerkannt sind resp. aner
kannt werden wollen. Die Bewilligung ist für alle stationären Wohnangebote und Dienstleis
tungsangebote in der Familienpflege gemäss § 7 LBBG zwingend, anerkannt werden können
stationäre Einrichtungen im Geltungsbereich der IVSE (vgl. § 9 und 10 LBBG) sowie ambulante
Leistungserbringende ( 13 LBBG).

§ 8 Gesuch

Dieser Paragraf entspricht dem bisherigen § 6 SEV. Die einzureichenden Unterlagen dienen
der Prüfung der Erfüllung der Bewilligungs- resp. Anerkennungsvoraussetzungen. Gesuche für
die Bewilligung zum Betrieb des Wohnbereichs einer Sonder- oder Privatschule sind bei der Di
rektion für Bildung und Kultur einzureichen, da sie gemäss § 4 Abs. 3 LBBG zuständig ist. Für
alle anderen Gesuche ist die Direktion des Innern zuständig.

§ 9 Aufsicht

Diese Bestimmungen entsprechen dem bisherigen § 7 SEV. Abs. 1 und 2 regeln unverändert
den fachlichen Austausch im Rahmen der Aufsichtsfunktion der zuständigen Direktion. Abs. 3
definiert materiell ebenfalls unverändert die Kompetenzen des Aufsichtsorgans näher. Im Falle
der Wohnbereiche von Sonder- und Privatschulen ist die Direktion für Bildung und Kultur die
zuständige Direktion.

§ 10 Prüfung der Bewilligungs- oder Anerkennungsvoraussetzungen
Abs. 1
Die Prüfung der Bewilligungs- oder Anerkennungsvoraussetzungen wird mindestens alle vier
Jahre durchgeführt. In der Regel finden die Überprüfungen in einem Abstand von zwei bis vier
Jahren statt, unter Vorbehalt anderer gesetzlicher Bestimmungen. So sieht namentlich die
PAVO im Kindes- und Jugendbereich kürzere Abstände vor. Bei Einrichtungen, die über eine
Bewilligung und Anerkennung verfügen, umfasst die Prüfung der Anerkennungsvoraussetzun
gen gleichzeitig die Bewilligungsvoraussetzungen, da gemäss § 9 Abs. 3 LBBG mit der Aner
kennung gleichzeitig die Bewilligung erteilt wird. Somit genügt die Überprüfung der Anerken
nungsvoraussetzungen. Es können auch jederzeit ausserperiodische Überprüfungen durchge
führt werden, insbesondere bei Verdacht, dass einzelne Bewilligungs- oder Anerkennungsvo
raussetzungen nicht mehr erfüllt sind.

Abs. 2

Die einzureichenden Unterlagen sind in der Verordnung nicht mehr explizit erwähnt, da sich die
relevanten Unterlagen je nach Art des Angebots unterscheiden können. So sind beispielsweise
ambulante Anbietende nicht für die privaten Wohnungen ihrer betreuten Personen verantwort
lich und müssen keine Unterlagen zu den Wohnräumlichkeiten beibringen. Ferner können bei
Einrichtungen mit Bewilligung solche ohne Anerkennung von solchen mit Anerkennung unter
schieden werden. Die einzu reichenden Unterlagen orientieren sich an den einzelnen Bewilli
gungs- und/oder Anerkennungsvoraussetzungen (vgl. Abschnitte 3.2. bis 3.4.). Zu den Unterla
gen zählen beispielsweise Diplome, welche die nötigen Fachkompetenzen der Leitung beschei
nigen, Auszüge aus dem Strafregister der Leitung und der Mitarbeitenden (Sonder- und Privat
registerauszüge), Funktionsbeschreibungen, Verträge mit den betreuten Personen, Nachweis
über eine Betriebshaftpflichtversicherung, Prüfberichte anderer Behörden (Feuerschau, Heilmit
telkontrolle usw.), Verzeichnisse der betreuten Personen, Konzepte, Dokumente zur Qualität,
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zur Trägerschaft etc. Die zuständige Direktion erlässt transparente und einheitliche Bestim
mungen, welche Unterlagen von welchen Leistungserbringenden einzureichen sind.

Abs. 3

Die Überprüfung umfasst weiterhin einen Besuch vor Ort (vgl. § 8 Abs. 2 SEV). Dabei verschaf
fen sich die Behördenvertretenden ein genügendes Bild von der alltäglichen Leistungserbrin
gung. Der Einblick vor Ort geht über einen reinen Betriebsrundgang hinaus: Er umfasst nebst
Beobachtungen von Alltagssituationen auch Gespräche mit den betreuten Personen und dem
Personal (vgl. Abs. 4). Handlungsleitend sind dabei — gemäss Bst. a — die Überprüfung der
Umsetzung des Gesetzeszwecks im Rahmen der Leistungserbringung sowie — gemäss Bst. b —

die Überprüfung der Umsetzung der konzeptionellen Grundlagen der Leistungsbringenden so
wie der Qualität. Dabei wird auch ein Fokus auf die Entwicklung gelegt. Das Aufsichtsorgan
kann darüber hinaus vor Ort gemäss § 17 LBBG alle erforderlichen Aspekte oder Gegebenhei
ten prüfen, um das Wohl der betreuten Personen sicherzustellen.

Abs. 4

Die betreuten Personen werden als Nutzende der Dienstleistungen in die Überprüfung einbezo
gen, um die Qualität und Wirkung der Leistungserbringung ganzheitlich zu erfassen. Gleiches
gilt für den Einbezug von Mitarbeitenden der Leistungserbringenden. Alle Personen sollen die
Möglichkeit erhalten, ihre Sicht unverfälscht und offen zu äussern, hierfür muss die Form des
Einbezugs geeignet sein. Die Aufsichtsbehörde muss ferner sicherstellen, dass die Form des
Einbezugs den Ressourcen und Möglichkeiten der Personen angepasst ist. Zum Einbezug ge
hört auch, dass die Leistungserbringenden den betreuten Personen und den Mitarbeitenden
das Ergebnis der Überprüfung in geeigneter Form zugänglich machen.

Abs. 5 und 6
Die Absätze 5 und 6 entsprechen § 8 Abs. 3 und 4 der bisherigen SEV. Abweichungen gemäss
Abs. 6 sind von Empfehlungen zu unterscheiden, welche im Rahmen des Berichts gemäss
Abs. 5 ebenfalls erteilt werden sollen. Abweichungen führen zu Massnahmen der zuständigen
Direktion, während Empfehlungen der Qualitätsverbesserung und Weiterentwicklung dienen. Im
Falle von § 5 Abs. 1 LBBV (bei Wohnbereichen von Sonder- und Privatschulen) geht der Be
richt gemäss Abs. 5 zuhanden der Direktion für Bildung und Kultur. Er dient dieser gemäss
Abs. 6 als Grundlage für allfällige Massnahmen.

Abschnitt 3.2: Bewilligung von stationären Einrichtungen

Gemäss § 7 LBBG sind stationäre Wohnangebote und Dienstleistungsangebote in der Fami
lienpf lege bewilligungspflichtig. In Abschnitt 3.2. der LBBV wird für diese Angebote festgelegt,
wann die Bewilligungsvoraussetzungen nach § 8 Abs. 1 LBBG als erfüllt gelten. Ergänzend
dazu legt der Regierungsrat in Ausführung von § 8 Abs. 2 LBBG zusätzliche Bewilligungskrite
rien fest; dies insbesondere für stationäre Wohnangebote, die weder unter das IFEG noch un
ter die PAVO fallen. Die Betriebsbewilligung berechtigt zur Führung des Angebots. Es entsteht
hingegen kein Anspruch auf Finanzierung des Angebots oder die Unterstellung unter die Inter
kantonale Vereinbarung für Soziale Einrichtungen (IVSE).

§ 11 Bewilligung stationäre Einrichtungen für Erwachsene mit Behinderung
Für stationäre Einrichtungen für Erwachsene mit Behinderung existieren in Art. 5 Abs. 1 IFEG
bereits relativ detaillierte bundesrechtliche Anerkennungsvoraussetzungen, welche nach § 8
Abs. 1 Bst. a LBBG im Kanton Zug als Bewilligungsvoraussetzungen gelten. § 11 LBBV konkre
tisiert wesentliche Bestimmungen gemäss IFEG, indem konkrete Anforderungen aufgezählt
werden, deren Erfüllung von der Einrichtung im Einzelnen nachgewiesen werden muss. Die
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Bst. a bis f LBBV sind in Ergänzung zu den Bestimmungen von Art. 5 Abs. 1 IFEG zu verste
hen.

Bst. a
Buchstabe a entspricht weitgehend dem bisherigen § 12 SEV. Die zuständige Behörde über
prüft, ob die Bauten, die Ausstattung und der Standort der Einrichtung dem Mindeststandard
und den aktuellen Betreuungsbedürfnissen der Zielgruppe entsprechen (z.B. Rollstuhlgängig
keit, Barrierefreiheit, Rückzugsmöglichkeiten, Räume für soziale Kontakte, Möglichkeiten zur
Pflege von Aussenkontakten etc.). Dazu zählt auch die Umgebung der Einrichtung. Für die Er
füllung der angebotenen Leistungen müssen ausreichende und genügend grosse, zweckmäs
sig eingerichtete private und kollektive Räumlichkeiten zur Verfügung stehen. Im Weiteren wird
die Aktualität der Brandschutz- und Lebensmittelkontrollen überprüft. Dabei wird auf die Be
richte der zuständigen Fachstellen zurückgegriffen. Im Sinne des Gesetzeszwecks nach § 1
Abs. 2 LBBG müssen die Gegebenheiten förderlich für die Selbstbestimmung und Teilhabe an
der Gesellschaft ausgestaltet sein. Unter Selbstbestimmung ist in diesem Zusammenhang etwa
zu verstehen, dass die Bewohnenden ihre Privatsphäre wahren können, sich frei bewegen kön
nen usw. Die Teilhabe an der Gesellschaft soll einfach möglich sein — dazu zählen Kontakte in
der Nachbarschaft, Gemeinde usw. (beispielsweise durch zugängliche und nicht separierte Ein
richtungsareale, durch Standorte in der Nähe von Dorf kernen, durch Begegnungsbereiche
etc.).

Bst. b
Diese Bestimmung entspricht sinngemäss dem bisherigen § 10 Abs. 1 Bst. a SEV. Das Kon
zept soll eine den Bedürfnissen und Persönlichkeitsrechten der betreuten Personen entspre
chende Leistungserbringung sicherstellen. Den Bedürfnissen entsprechen bedeutet insbeson
dere die Ausrichtung an der Zielgruppe der Einrichtung und dem individuellen Bedarf der be
treuten Personen. Relevante zu gewährleistende Persönlichkeitsrechte sind insbesondere das
Recht auf Selbst- und Mitbestimmung, auf Privatsphäre, auf individuelle Förderung, auf soziale
Kontakte ausserhalb der Institution und auf Schutz vor Missbrauch und Misshandlung. Das
Konzept enthält unter anderem Aussagen zu: Zweck und Art der Leistungen, Zielgruppe, fachli
che/normative Grundlagen und Leitlinien, Qualität der Leistungen und Qualitätssicherung, An
forderungen an das Personal usw. Bei der Beurteilung des Konzepts durch die zuständige Be
hörde ist der Gesetzeszweck gemäss § 1 Abs. 2 LBBG handlungsleitend. Die zuständige Be
hörde prüft, ob das Konzept den aktuellen Verhältnissen in der Einrichtung entspricht. Das
Konzept kann auch aus mehreren Teilkonzepten bestehen.

Bst. c
Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 9 SEV. Sie wurde verschlankt, weil die einzu
reichenden Unterlagen bereits mit § 10 LBBV Abs. 2 geregelt sind. Unter fachlichen Kompeten
zen werden sowohl fachliche Kenntnisse als auch Berufserfahrung verstanden. Die nötigen
fachlichen Kompetenzen müssen sich an der Funktion, den Zuständigkeiten und dem jeweili
gen Angebot orientieren. Dementsprechend haben insbesondere die höheren Leitungsperso
nen Kompetenzen in der Betriebsführung auszuweisen. Sie müssen nach Massgabe ihrer
Funktion aber auch über Kenntnisse in der Betreuungsarbeit verfügen. Die Leitung kann von
mehreren Personen wahrgenommen werden. Dabei sind ihre Zuständigkeiten für Aufgabenbe
reiche zu bezeichnen und die Eignung ist nach ihrer Zuständigkeit zu beurteilen. Die nötigen
fachlichen Kompetenzen der betreuenden Personen unterscheiden sich je nach Angebot und
Zielgruppe. Meist sind sozialpädagogische oder pflegerische Fähigkeiten erforderlich. Die Kom
petenzen sind durch entsprechende schriftliche Ausweise (bspw. Zeugnisse, anerkannte Ab
schlüsse etc.) nachzuweisen. Der angemessene Bestand an Mitarbeitenden bezieht sich auf
den Stellenschlüssel und die Fachpersonalquote.
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Bst. d
Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 11 Abs. 1 SEV. Zentral ist dabei, dass die wirt
schaftlichen Verhältnisse die kontinuierliche Betriebsführung der Einrichtung in Zukunft ge
währleisten und sich die Einrichtung genügend gegen finanzielle Risiken absichert. Damit soll
unter anderem gewährleistet werden, dass die Leistungen für die betreuten Personen langfris
tig in genügender Qualität sichergestellt sind und diese nicht abrupt in eine andere Einrichtung
wechseln müssen. Überdies sind die Leistungen wirtschaftlich zu erbringen. Der zuständigen
Direktion sind für die Beurteilung der finanziellen Situation gemäss § 10 Abs. 2 LBBV die erfor
derlichen Unterlagen wie Budget, Finanz- und Investitionsplanung zur Verfügung zu stellen. Bei
bestehenden Trägerschaften ist zusätzlich der aktuelle Jahresbericht mit Bilanz, Erfolgsrech
nung und Revisionsbericht einzureichen.

Bst. e

Diese Bestimmung entspricht sinngemäss den bisherigen § 10 Abs. 1 Bst. b und § 13
Abs 2 SEV. Der Vertrag darf nicht nachteilig für die betreuten Personen sein und muss mit
dem Gesetzeszweck nach § 1 Abs. 2 LBBG vereinbar sein. Es muss ein Mustervertrag existie
ren, den die zuständige Behörde prüfen kann. Dass die Einrichtung aktiv über die gegenseiti
gen Rechte und Pflichten zu informieren hat, bezieht sich auf alle direkt betroffenen An
spruchsgruppen; primär sind dies die betreuten Personen, aber auch ihre Angehörigen, Bei-
stände und andere beteiligte Personen sollen aktiv informiert werden. Dies hat in einer für die
jeweilige Zielgruppe geeigneten Form zu erfolgen, damit bspw. auch kognitiv beeinträchtigte
Personen ihre Rechte und Pflichten gegenüber der Einrichtung verstehen können.

Bst. f

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 14 SEV und wurde zur besseren Verständlich
keit grammatikalisch leicht angepasst. Die Einrichtungen haben aktuelle Verzeichnisse zu füh
ren. Die Angaben dienen dazu, die in der Bewilligung festgehaltenen Grundlagen wie Be
triebsgrösse, Belegung und Zielgruppe zu überprüfen. Die Verzeichnisse sind für die Direktion
des Innern auch von Bedeutung für die Bedarfsanalyse und Angebotsplanung sowie im Zusam
menhang mit Kostenübernahmegarantien.

§ 12 Bewilligung stationäre Einrichtungen für Minderjährige
Während das IFEG im Behindertenbereich bundesrechtlich zeitgemässe und relativ umfas
sende Anforderungen vorgibt, regelt die PAVO für Kinder- und Jugendheime im Vergleich mit
der bisherigen SEV nur gewisse Aspekte der Bewilligungsvoraussetzungen. Somit genügt es
für Einrichtungen für Minderjährige nicht, das Bundesrecht lediglich zu konkretisieren. Deshalb
werden in § 12 Bewilligungsvoraussetzungen festgehalten, die zusätzlich zu den Voraussetzun
gen nach PAVO gelten oder diese ergänzen.

Für die Bestimmungen in den Bst. a, b, d und e gelten die obenstehenden Ausführungen zu
den Bewilligungsvoraussetzungen für Einrichtungen für Menschen mit Behinderung von § 11
sinngemäss, soweit sich die Bestimmungen entsprechen. Bst. c unterscheidet sich von § 11
Abs. 1 Bst. c. Der Grund dafür liegt darin, dass in der PAVO der Schutz der Persönlichkeits
rechte der betreuten Personen kaum geregelt ist. Somit wurde in § 11 Abs. 1 Bst. c die ent
sprechende Formulierung aus dem IFEG übernommen und leicht angepasst. Die Bestimmung
ist hierbei altersgerecht auszulegen. So gehen etwa Selbstbestimmungsrechte für Minderjäh
rige nicht in allen Bereichen der Gesellschaft gleich weit wie bei Volljährigen. Jedoch ist der
Schutz vor Missbrauch und Misshandlung ganz besonders wichtig. Die Einrichtung muss nach
weisen, wie sie diesen gewährleistet. Da die Persönlichkeitsrechte hier in einem separaten Ab
satz geregelt sind, können sie bei der Bestimmung zum Konzept (Bst. b) weggelassen werden.
Selbstredend sind sie aber auch konzeptionell zu berücksichtigen. Die Voraussetzungen in Be
zug auf die Kompetenzen der Leitung und der Mitarbeitenden sowie auf den Bestand an
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Mitarbeitenden (vgl. § 11 Abs. 1 Bst. c) müssen dafür in Bezug auf Einrichtungen für Minder-
jährige nicht in der LBBV geregelt werden, da diese Voraussetzungen in der PAVO bereits de
tailliert geregelt sind. Gleiches gilt für das Verzeichnis gemäss § 11 Abs. 1 Bst. f.

§ 13 Bewilligung Dienstleistungsangebote in der Familienpf lege
Da Dienstleistungsangebote in der Familienpf lege Pflegeplätze vermitteln und begleiten, kön
nen die Bestimmungen für stationäre Einrichtungen in § 12 nicht wortgetreu auf sie übertragen
werden. Deshalb werden die Bewilligungsvoraussetzungen im Gegensatz zur bisherigen SEV
in einem separaten Paragrafen geregelt. Die Bestimmungen von § 12 gelten jedoch gemäss

§ 13 Abs. 1 sinngemäss. Analog wurde dies mit § 8 Abs. 1 Bst. c LBBG auch im Gesetz gelöst.
Da sich § 12 Abs. 1 Bst. a LBBV gemäss § 13 Abs. 1 LBBV sinngemäss auf die Wohnverhält
nisse in den Pflegefamilien bezieht, sind die besonderen Umstände von Privatwohnungen zu
berücksichtigen (z.B. werden diese nicht von der Lebensmittelkontrolle überprüft). Die Bestim
mungen von § 12 Abs. 1 Bst. b, d und e LBBV sind bezogen auf das Dienstleistungsangebot in
der Familienpf lege als Organisation auszulegen (so muss bspw. das Angebot über ein Konzept
verfügen und nicht die einzelne Pflegefamilie). Das Dienstleistungsangebot hat mit geeigneten
Massnahmen sicherzustellen, dass alle Anforderungen von den Pflegefamilien eingehalten
werden. Das gilt insbesondere auch für die Pflichten in § 12 Abs. 1 Bst. c LBBV. Die Verant
wortung für die Sicherstellung der Einhaltung aller Voraussetzungen liegt generell beim Dienst
leistungsangebot in der Familienpf lege. Die in Abs. 2 festgehaltene Pflicht zur vertraglichen
Regelung der Zusammenarbeit mit den Pflegefamilien entspricht dem bisherigen § 10 Abs. 2
SEV.

§ 14 Bewilligung weiterer stationärer Einrichtungen
Die weiteren stationären Wohnangebote sind solche, die von § 11 bis 1 3 nicht erfasst sind.
Diese Angebote fallen weder unter das IFEG noch unter die PAVO, somit gibt es für sie keine
bundesrechtlichen Vorgaben. Für sie legt deshalb der Regierungsrat in § 14 LBBV eigene Be
willigungskriterien fest. Da mit den Anerkennungsvoraussetzungen im IFEG bereits universell
taugliche und zeitgemässe Voraussetzungen existieren, sollen diese auch für die weiteren Ein
richtungen als Bewilligungsvoraussetzungen gelten. Das IFEG ist zwar auf den Behindertenbe
reich bezogen, die Voraussetzungen sind jedoch genügend allgemein gehalten, dass sie auch
auf andere stationäre Wohnangebote bezogen werden können. Gleichermassen kann auch auf
die konkretisierenden Voraussetzungen nach § 11 abgestellt werden. Da es sich bei den weite
ren stationären Einrichtungen ausschliesslich um Einrichtungen für Erwachsene handelt (z.B.
Frauenhäuser) ist diese Umsetzung sinnvoll. Die Bestimmungen sollen aber nach Massgabe
des Zwecks der Einrichtungen ausgelegt werden.

§ 15 Haftpflichtversicherung
Dieser für alle stationären Einrichtungen mit Bewilligung gültige Paragraf entspricht dem bishe
rigen § 11 Abs. 2 SEV und stellt sicher, dass alle bewilligten stationären Einrichtungen über
eine Betriebshaftpflichtversicherung verfügen. Diese muss über eine angemessene Deckung
verfügen. Die Deckung ist angemessen, wenn sie für die Grösse der Einrichtung sowie ihre Tä
tigkeitsfelder genügend hoch und genügend umfassend ist. Dies ist von der Einrichtung mit
Versicherungsfachleuten zu prüfen. Der Umfang der Versicherung ist durch die Einrichtung
ebenfalls zu prüfen. Beispielsweise ist zu klären, ob und inwiefern Nutzende in eine Haftpflicht
eingeschlossen werden können und/oder sie eine Privathaftpflichtversicherung abschliessen
müssen.
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Abschnitt 3.3: Anerkennung von stationären Einrichtungen

In Abschnitt 3.3. werden die Voraussetzungen zur Anerkennung von stationären Einrichtungen
näher definiert. Anerkannt werden können stationäre Einrichtungen im Geltungsbereich der
IVSE (vgl. § 9 und 10 LBBG), die in Bezug auf die Anerkennung gemäss § 9 LBBG unter das
Gesetz fallen (d.h. bspw. keine Sonderschuleinrichtungen).

§ 16 Grundsatz

Dieser Paragraf entspricht dem bisherigen § 15 SEV. Eine Anerkennung bringt im Gegensatz
zur Bewilligung den Anspruch auf Leistungsabgeltung ( 9 LBBG). Deshalb gehen die Voraus
setzungen für die Anerkennung über die Bewilligungsvoraussetzungen hinaus. Weil mit der An
erkennung von stationären Wohnangeboten gleichzeitig die Bewilligung erteilt wird, muss die
Anerkennung die Bewilligungsvoraussetzungen gemäss Abschnitt 3.2. umfassen. Dies wird mit
Abs. 1 Bst. a und b gewährleistet. Eine Bewilligungspflicht besteht zwar nur für stationäre
Wohnangebote (sowie für Dienstleistungsangebote in der Fam ilienpflege). Für den Betrieb von
Tagesstrukturangeboten mit und ohne Lohn ist keine Bewilligung erforderlich. Wenn die ent
sprechenden Einrichtungen jedoch eine Anerkennung erlangen möchten, müssen sie die Bewil
ligungsvoraussetzungen gemäss Abschnitt 3.2. im Rahmen der Anerkennung gleichwohl erfül
len. Dies entspricht der bisherigen Praxis gemäss SEV und stellt sicher, dass für alle Angebote
die gleichen Voraussetzungen gelten. Tagesstrukturen für Menschen mit Behinderung fallen
zudem gemäss Bundesrecht ohnehin unter die Anerkennungsvoraussetzungen gemäss IFEG,
welche in Kanton Zug gemäss § 8 Abs. 1 Bst. a LBBG ebenfalls als Bewilligungsvoraussetzun
gen gelten. Zusätzlich zu den Bewilligungsvoraussetzungen von Abschnitt 3.2. sowie zu den
gesetzlichen Anerkennungsvoraussetzungen von § 10 LBBG werden in den Paragrafen 17 und
18 in Ausführung von § 15 Abs. 3 LBBG spezifische Voraussetzungen für die Anerkennung
festgelegt. Diese entsprechen den Regelungen der bisherigen SEV. Die Inhalte der bisherigen

§ 18 bis 23 SEV sind in der neuen LBBV sachlogisch im 4. und 6. Abschnitt der Verordnung
geregelt. § 19 LBBV konkretisiert § 10 Abs. 1 Bst. b LBBG.

§ 17 Trägerschaft

Dieser Paragraf entspricht unverändert dem bisherigen § 16 SEV und stellt wesentliche Prinzi
pien der Corporate Governance sicher. Das leitende Organ der Trägerschaft (Stiftungsrat, Ver
einsvorstand, Verwaltungsrat etc.) ist verantwortlich für die normative und strategische Führung
sowie die Kontrolle über die Betriebsführung. Deshalb ist die Unabhängigkeit von der operati
yen Ebene zu wahren. Persönliche Verbundenheit besteht insbesondere unter Ehepaaren,
Partnerinnen und Partnern, die in eingetragener Partnerschaft oder in eheähnlicher Beziehung
leben, sowie unter Verwandten und Verschwägerten bis und mit dem zweiten Grad. Die Unab
hängigkeit der Trägerschaft ist auch dadurch zu wahren, dass Personen, die in der Einrichtung
tätig sind, nicht gleichzeitig der Trägerschaft angehören.

§ 18 Qualitätsmanagement

Dieser Paragraf entspricht unverändert dem bisherigen § 17 SEV. Qualitätsmanagement wird
als ganzheitlicher, auf die kontinuierliche Qualitätsentwicklung ausgerichteter Managementpro
zess verstanden. Massgeblich ist nicht ein bestimmtes Instrument oder ein bestimmtes Mana
gementsystem, sondern die stetige Überprüfung und Verbesserung der Qualität, eine qualitäts
befördernde Organisationskultur sowie die Verankerung der Qualitätssicherung und -entwick
lung im Betriebsalltag.

§ 19 Mitbestimmung der betreuten Personen
Mit dieser Bestimmung wird § 10 Abs. 1 Bst. b LBBG näher definiert. Die Mitbestimmung der
betreuten Personen ist nur gewährleistet, wenn sie auch formell geregelt und in Prozessen und
Strukturen verankert ist. Beispiele für die organisatorische Verankerung sind Beiräte oder
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Nutzendenvertretungen. Die Form der Mitbestimmung kann und soll sich an der Zielgruppe der
stationären Einrichtung ausrichten. Somit sind vielfältige Möglichkeiten der Verankerung in Pro
zessen und Strukturen denkbar. Handlungsleitend soll dabei das Normalitätsprinzip sein: Die
Mitbestimmungsmöglichkeiten sollen sich an den Möglichkeiten, welche die Menschen gleichen
Alters ausserhalb von stationären Einrichtungen haben, orientieren.

Abschnitt 3.4: Ambulante Leistungserbringende
In diesem Abschnitt werden die Anforderungen an ambulante Leistungserbringende geregelt. In

§ 20 legt der Regierungsrat in Ausführung von § 12 Abs. 2 LBBG Anforderungen an ambulante
Leistungserbringende ohne Anerkennung fest. In § 21 werden konkretisierend zu § 14 LBBG
sowie in Ausführung von § 15 Abs. 3 LBBG die zu erfüllenden Anerkennungsvoraussetzungen
für ambulante Leistungserbringende definiert.

§ 20 Anforderungen an Ambulante Leistungserbringende ohne Anerkennung
Abs. 1 und 2

Ambulante Leistungserbringende ohne Anerkennung erbringen Assistenzleistungen. Für diese
Leistungen sind keine fachlichen Qualifikationen notwendig und die Qualität der Leistungen
wird auch nicht vom Kanton beaufsichtigt. Bei der Finanzierung handelt es sich um ein soge
nannt persönliches Budget, d.h. die Personen mit Behinderung kaufen die Leistungen selber
ein und können diese im Rahmen einer bewilligten Kostenübernahmegarantie abrechnen. Die
Personen mit Behinderung oder ihre rechtlichen Vertretungen sind somit Auftrag- oder Arbeit-
gebende und als solche selber für die Qualität der Leistungserbringung verantwortlich. Der
Kanton überwacht lediglich die korrekte Abrechnung der Leistungen. Dennoch sollen minimale
Anforderungen an die Leistungserbringenden definiert werden, um den Schutz der Menschen
mit Behinderung sicherzustellen. Einerseits müssen die ambulanten Leistungserbringenden
ohne Anerkennung bei der Direktion des Innern registriert werden (Absatz 1). Obschon grund
sätzlich keine Überprüfung der Leistungserbringenden durch den Kanton vorgesehen ist,
schafft dies eine gewisse Kontrollmöglichkeit; etwa, wenn eine Person oder Organisation der
Behörde aufgrund eines Vorfalls bekannt ist. Die Betreuungs- resp. Assistenzpersonen müssen
der Person mit Behinderung oder der Organisation, die ihre Arbeitgeberin ist, vor der Aufnahme
ihrer Tätigkeit ferner einen aktuellen Privat- und Sonderprivatauszug aus dem Strafregister vor
legen (Absatz 2). Die Person mit Behinderung oder ihre rechtliche Vertretung ist dadurch über
allfällige Einträge ihrer Auftrags- oder Arbeitnehmenden informiert und kann eigenverantwort
lich entscheiden, ob sie die Person beschäftigen will. Eine Überprüfung der Auszüge durch den
Kanton ist dabei nicht vorgesehen, resp. diese wäre datenschutzrechtlich fragwürdig, zumal der
Kanton weder ein Vertragsverhältnis mit den Leistungserbringenden noch eine Aufsichtsfunk
tion über diese hat. Es handelt sich um private Auftrags- oder Arbeitsverhältnisse.

Abs. 3

Abs. 3 schreibt vor, dass die Person mit Behinderung oder ihre rechtliche Vertretung mit den
nicht anerkannten Leistungserbringenden einen schriftlichen Vertrag abschliessen muss. Bei
diesem Vertrag handelt es sich in der Regel entweder um einen Auftrag oder einen Arbeitsver
trag nach dem Bundesgesetz über die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
(Fünfter Teil: Obligationen recht) vom 30. März 1911 (OR; SR 220). Der Vertrag regelt die
Rechte und Pflichten zwischen der Person mit Behinderung und der Betreuungs- resp. Assis
tenzperson. Für die Inhalte dieses zivilrechtlichen Vertrags und deren Rechtskonformität sind
die Vertragsparteien alleine verantwortlich, der Kanton hat weder eine Parteistellung noch Auf
sichtsfunktion. Er kann für allfällige Verbindlichkeiten aus dem Vertrag nicht haftbar gemacht
werden. Es obliegt der Person mit Behinderung, alifällige arbeitsrechtliche Verpflichtungen ein
zuhalten, wenn nötig Versicherungen abzuschliessen, die Assistenzperson bei den Sozialversi
cherungen oder zuständigen Behörden anzumelden, Sozialversicherungsbeiträge zu bezahlen,
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alltällige Familienzulagen zu berücksichtigen usw. Analog verhält es sich auch beim Assistenz-
beitrag der IV, bei dem jedoch nur Arbeitsverträge möglich sind.

§ 21 Voraussetzungen für die Anerkennung von ambulanten Leistungserbringenden
Anerkannte Leistungserbringende können Fachleistungen erbringen und diese dem Kanton im
Rahmen einer Kostenübernahmegarantie direkt in Rechnung stellen. Für sie gelten ähnliche
Anerkennungsvoraussetzungen wie für stationäre Einrichtungen. Die Einhaltung der Vorausset
zungen wird gemäss § 17 LBBG beaufsichtigt.

Abs. 1

Die Anerkennungsvoraussetzungen betreffend Trägerschaft und Qualitätsmanagement sind die
gleichen wie für stationäre Einrichtungen. Damit müssen die ambulanten Leistungserbringen
den mit Anerkennung die gleichen Anforderungen an die Governance erfüllen wie stationäre
Einrichtungen. Entsprechend gelten die Ausführungen zu den § 17 und 18 auch für ambulante
Leistungserbringende.

Abs. 2

Die weiteren Anforderungen sind ebenfalls an den Anerkennungsvoraussetzungen für die stati
onären Einrichtungen orientiert. Da im ambulanten Bereich kein übergeordnetes Bundesgesetz
wie das IFEG existiert, müssen die Voraussetzungen in der Verordnung eigenständig definiert
werden, was in den Bst. a bis g vorgenommen wird. Die einzelnen Voraussetzungen entspre
chen dabei inhaltlich den jeweils entsprechenden Voraussetzungen für stationäre Einrichtun
gen in Abschnitt 3.2. Somit haben die obenstehenden Ausführungen zu den entsprechenden
Voraussetzungen in Abschnitt 3.2. grundsätzlich auch Gültigkeit für die ambulanten Anerken
nungsvoraussetzungen. Teilweise sind die Bestimmungen jedoch aufgrund der Besonderheiten
ambulanter Leistungen anders auszulegen als bei stationären Einrichtungen. Im Folgenden
werden spezifische Aspekte aufgezeigt:

Bst. a
Für ambulante Angebote ist ein eigenständiges Konzept für die Leistungserbringung notwen
dig, da sich die Anforderungen an die Arbeit im ambulanten Bereich stark vom stationären Be
reich unterscheiden. Somit kann ein bestehendes Konzept einer stationären Einrichtung nicht
einfach auf den ambulanten Bereich übertragen werden. Insbesondere ist der erhöhten Selbst
bestimmung der betreuten Personen in ihrer Lebensgestaltung Rechnung zu tragen. Die Perso
nen stehen im ambulanten Bereich in einem weniger starken Abhängigkeitsverhältnis als im
stationären Bereich. Manche Personen benötigen jedoch gerade im ambulanten Bereich eine
Begleitung, die ihnen Sicherheit und teilweise auch Orientierung vermittelt. Allgemein entsteht
ein Spannungsfeld zwischen Freiheit und Schutz, das konzeptionell geregelt werden muss, da
mit die betreuenden Personen Leitlinien für ihre Arbeit erhalten. Da im ambulanten Bereich
eine Auswahl zwischen verschiedenen Anbietenden gegenüber dem stationären Bereich leich
ter möglich ist, können und sollen sich die Konzepte der einzelnen Anbietenden durchaus un
terscheiden.

Bst. b
Da im ambulanten Bereich oft in Privatwohnungen gearbeitet wird, ist dem Schutz der Persön
lichkeitsrechte der betreuten Personen eine erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. Die Einrich
tungen müssen nachweisen, wie sie die Personen vor Missbrauch oder Misshandlung schützen
und sicherstellen, dass die Mitarbeitenden die Persönlichkeitsrechte der Personen wahren. Ne
ben spezifischen Konzepten zum Schutz der Persönlichkeitsrechte sind auch Kontrollmecha
nismen wie ein Vieraugenprinzip in der Betreuung sinnvoll.
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Bst. c

Die nötigen fachlichen Kompetenzen für eine angemessene Leistungserbringung im ambulan
ten Bereich unterscheiden sich vom stationären Bereich. Ambulante Betreuung stellt andere
Anforderungen an die Mitarbeitenden als die Arbeit in einer stationären Einrichtung. Je nach
Art der Leistung und Zielgruppe sind im ambulanten Bereich unter Umständen auch lebens-
praktische Kompetenzen und Erfahrungen wichtiger als theoretische Fachkenntnisse. Somit
lassen sich Fachpersonalquoten des stationären Bereichs nicht auf ambulante Angebote über
tragen. Da keine übergeordneten Vorgaben auf interkantonaler oder Bundesebene existieren
hat die Behörde bei der Auslegung dieser Bestimmung einen grösseren Spielraum als im stati
onären Bereich.

Bst. d bis g
Diese Bestimmungen entsprechen grundsätzlich den Bewilligungs- sowie Anerkennungsvo
raussetzungen für stationäre Einrichtungen gemäss § 11 Abs. 1 Bst. d bis f sowie § 15 Abs. 1
LBBV. Einzig in Bst. d ist die Tarifgestaltung nicht erwähnt, da die Tarife ambulanter Leistun
gen vom Regierungsrat festgesetzt werden.

Abschnitt 4: Steuerung

§ 22 Leistungserfassung und Rechnungslegung
Diese Bestimmungen entsprechen dem bisherigen § 19 SEV. Sie wurden wo nötig den aktuel
len Erfordernissen angepasst und präzisiert.

Abs. 1

Für das Finanzcontrolling über die einzelnen Angebote der anerkannten Leistungserbringenden
sowie die sonstigen Angebote mit Betriebsbeiträgen nach LBBG ist eine zeitgemässe Kosten
rechnung eine unverzichtbare Grundlage. Die Kosten und Erträge müssen den einzelnen Ange
boten (Kostenträgern) zugeordnet werden. Für stationäre Einrichtungen im Geltungsbereich der
IVSE existieren Mindestvorgaben der IVSE über die zu führenden Kostenrechnungen. Nicht in
den Geltungsbereich der IVSE fallende Kosten und Erträge sind dabei separat darzustellen.
Für die detaillierten Vorgaben in Bezug auf die Kostenrechnungen ist die Direktion des Innern
zuständig. Sie bezeichnet auch die nötigen Kennzahlen, die ausgewiesen werden müssen. So
weit möglich erlässt sie die Vorgaben in Abstimmung mit den anderen Zentraischweizer Kanto
nen. Bei anerkannten ambulanten Leistungserbringenden und Anbietenden sonstiger Angebote
existieren bis jetzt keine interkantonalen Vorgaben zur Kostenrechnung. Die Direktion des In
nern kann sich jedoch an diejenigen der IVSE anlehnen, wenn dies sinnvoll ist.

Abs. 2 und 3
Der Rechnungslegungsstandard Swiss GAAP FER ist heute breit etabliert. Nonprofit-Organisa
tionen wenden den Standard Swiss GAAP FER 21 an. Dieser wird auch in Leistungsvereinba
rungen des Kantons Zug verlangt. Somit ist der Rechnungslegungsstandard bei den anerkann
ten Zuger Einrichtungen bereits flächendeckend im Einsatz. Die Verordnungsrevision trägt die
sem Umstand Rechnung. Neu wird auch eine Pflicht zur Revision in die Verordnung aufgenom
men, die auch anerkannte Leistungserbringende umfasst, die gemäss Bundesrecht nicht zur
Revision verpflichtet wären. Organisationen, die nicht zu einer Revision verpflichtet sind, neh
men eine eingeschränkte Revision vor — für alle anderen gelten die einschlägigen bundesrecht
lichen Bestimmungen. Auch dies entspricht der heutigen Praxis im Kanton Zug und den Anfor
derungen an eine transparente und aussagekräftige Rechnungslegung. Die Revisionspflicht ist
gerechtfertigt, da die Verwendung von Geldern der öffentlichen Hand eine besondere Rechen
schaftspflicht mit sich bringt.
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Abs. 4

Für eine transparente leistungsorientierte Finanzierung der Angebote für Erwachsene mit Be
hinderung sind neben der Kostenrechnung auch Leistungskennzahlen erforderlich. Die Betreu
ungsleistungen müssen individuell pro Person erfasst werden, um eine leistungsbezogene Ab
geltung pro Person sowie Kostenvergleiche zwischen Angeboten zu ermöglichen. Bei stationä
ren Einrichtungen des IVSE-Bereichs B (Erwachsene mit Behinderung) wird hierfür in allen
Zentralschweizer und praktisch allen Deutschschweizer Kantonen das Instrument IBB einge
setzt. Es handelt sich um ein Abgeltungsmodell mit fünf Stufen für den individuellen Betreu
ungsumfang. Die entsprechende Methode ist im Grundsatz interkantonal vorgegeben und wird
von den Zentralschweizer Kantonen gemeinsam umgesetzt und koordiniert. Die Direktion des
Innern gibt vor, wie der Betreuungsbedarf und die entsprechenden Leistungen im Kanton Zug
zu erfassen sind. Die Formulierung «in der Regel» im Verordnungstext erlaubt Ausnahmen von
der Anwendung der vorgegebenen einheitlichen Methode. Dies betrifft namentlich nieder
schwellige Tagesstätten, bei denen eine Erhebung des Betreuungsbedarfs wenig sinnvoll ist,
zumal die Personen die Angebote nur punktuell in Anspruch nehmen. Ambulante Leistungser
bringende mit Anerkennung (wie auch solche ohne Anerkennung) rechnen ihre Leistungen in
erbrachten Stunden ab, womit eine exakte Leistungserfassung bereits gewährleistet ist. Hier
findet IBB keine Anwendung. Die Bestimmung erlaubt der Direktion des Innern aber, für die an
erkannten Leistungserbringenden künftig eine bestimmte Methode zur Leistungserfassung vor
zusehen. Generell ermöglicht die Bestimmung, die Methode zur Leistungserfassung künftigen
Entwicklungen anzupassen.

Abschnitt 5: Leistungsbezug

In Abschnitt 5 werden bestimmte Aspekte in Bezug auf individuelle Kostenübernahmegarantien
sowie die individuelle Bedarfsabklärung und -überprüfung näher geregelt. Die entsprechenden
Grundlagen finden sich im LBBG ebenfalls in Abschnitt 5 Leistungsbezug.

§ 23 Kostenübernahmegarantien
Abs. 1

Wenn eine stationäre Einrichtung nicht der interkantonalen Vereinbarung über soziale Einrich
tungen unterstellt ist, kann eine individuelle Kostenübernahmegarantie laut § 21 Abs. 6 LBBG
nur gewährt werden, wenn Eignung, Qualität und Wirtschaftlichkeit der Einrichtung gegeben
sind. In § 23 Abs. 1 LBBV werden Grundvoraussetzungen definiert, welche eine Einrichtung,
die der IVSE nicht untersteht, erfüllen muss. Diese entsprechen grundsätzlich dem bisherigen
§ 28 SEV. Die Direktion des Innern führt ein Prüfungsverfahren durch, das sich an den wesent
lichen Kriterien der Betriebsbewilligung für stationäre Wohnangebote mit Standort im Kanton
Zug orientiert. Falls eine Betriebsbewilligung des Standortkantons vorliegt, ist in der Regel da
von auszugehen, dass die erforderlichen betrieblichen und qualitativen Grundlagen ausreichen,
um eine individuelle Kostenübernahmegarantie zu gewähren. Erfüllt die Einrichtung die Krite
rien hinreichend, kann grundsätzlich eine individuelle Kostenübernahmegarantie für diese Ein
richtung gewährt werden — sofern auch die weiteren Voraussetzungen zur Gewährung der indi
viduellen Kostenübernahmegarantie gemäss LBBG und LBBV erfüllt sind. Die Direktion des In
nern kann der Einrichtung nach Bst. c neu Vorgaben zur Rechnungslegung und Tarifgestaltung
— als Bedingung für die Gewährung einer Kostenübernahmegarantie — machen. Diese Bestim
mung zielt insbesondere auf innerkantonale Einrichtungen ab. Bei innerkantonalen Einrichtun
gen, die nicht der IVSE unterstellt sind, handelt es sich um Einrichtungen ohne Anerkennung
nach LBBG mit denen keine Leistungsvereinbarung geschlossen wird (bspw. Frauenhäuser o
der Kleinheime im Kind-/Jugendbereich). Die Bestimmung ist nötig, weil die Steuerungs- und
Controllinginstrumente im Rahmen der Anerkennung und Leistungsvereinbarung für diese Ein
richtungen nicht greifen. Vorgaben als Bedingung für eine Kostenübernahmegarantie können
etwa die Führung einer transparenten Kostenrechnung oder der Ausschluss von
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Gewinnausschüttungen aus Kantonsbeträgen bei profitorientiert geführten Einrichtungen sein.
Die Vorgaben haben zur Wahrung der Rechtsgleichheit für gleichartige Einrichtungen einheit
lich zu sein.

Abs. 2
Kostenübernahmegarantien für ambulante Leistungen werden massgeschneidert in Betreu
ungsstunden pro Person zu den Tarifen nach § 32 dieser Verordnung gewährt. Der Bedarf wird
von der Bedarfsabklärungsstelle in einem Abklärungsbericht quantifiziert. Dieser Abklärungsbe
richt dient der Direktion des Innern als Basis für die Gewährung und Bemessung der Kosten
übernahmegarantie. In der Kostenübernahmegarantie wird ein dem Bedarf entsprechendes in
dividuelles Kostendach verfügt, bis zu welchem die Leistungen für die entsprechende Person
finanziert werden können. Aufgrund der Subsidiarität gemäss § 2 Abs. 2 sowie § 29 Abs. 2
LBBG können Kostenübernahmegarantien nicht für Bedarfe gesprochen werden, die bereits
durch Leistungen Dritter gedeckt sind. Werden in der Bedarfsabklärung Leistungen berücksich
tigt, die von Dritten finanziert oder kostenlos erbracht werden, so werden diese Leistungen im
Rahmen der individuellen Kostenübernahmegarantie vom Leistungsumfang abgezogen. Kon
krete Beispiele für solche Leistungen sind unter anderem:
- Spitex;

- Assistenzbeitrag der IV;
- über Ergänzungsleistungen finanzierte Krankheits- und Behinderungskosten gemäss dem

Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlasse
nen- und Invalidenversicherung vom 8. Mai 2008 (EG ELG; BGS 841.7); namentlich Kosten
für Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause, Kosten für direkt angestelltes Pflegepersonal,
Kosten für Pflege und Betreuung durch Familienangehörige;

- Leistungen, die unentgeltlich durch Angehörige, Organisationen usw. erbracht werden.
Konkret bedeutet dies: Wenn eine Person einen Gesamt-Bedarf an Leistungen von zehn Stun
den pro Woche aufweist und drei Stunden davon z.B. von einer Spitex-Organisation bezieht,
kann nur eine Kostenübernahmegarantie für sieben wöchentliche Stunden gewährt werden.
Leistungen können nicht doppelt erbracht werden, das gilt auch, wenn die drei Stunden z.B.
von Angehörigen unentgeltlich geleistet werden.

Abs. 3
Mit dieser Bestimmung wird die Einhaltung der Subsidiarität der kantonalen Finanzierung ge
mäss § 2 Abs. 2 sowie § 29 Abs. 2 LBBG in Bezug auf die Gewährung von individuellen Kos
tenübernahmegarantien sichergestellt. Leistungen können nach LBBG nur finanziert werden,
sofern diese nicht von anderen Leistungspflichtigen zu übernehmen sind. Deshalb verlangt

§ 26 LBBG, dass die Person sämtliche Leistungen und Beiträge beantragt, auf die sie An
spruch haben könnte. § 23 Abs. 3 LBBV regelt die Konsequenzen, wenn die Person ihren An
spruch auf Leistungen nach anderen Erlassen nicht hinreichend geltend macht. Die Kosten
übernahmegarantie kann der Person ganz oder teilweise verweigert werden. «Teilweise» meint
dabei eine Reduktion der Kostenübernahmegarantie in der Höhe der hypothetischen Ansprü
che. Beispielsweise wenn eine Hilf losenentschädigung nach dem Bundesgesetz über die Invali
denversicherung vom 19. Juni 1959 (IVG; SR 831 .20) beantragt werden könnte, welche die
Kosten eines Heimaufenthalts teilweise decken würde, könnte eine Reduktion im entsprechen
den Umfang vorgenommen werden, bis die Hilf losenentschädigung beantragt wird. Es genügt,
wenn der Person die Leistungen potentiell zustehen. Hinreichend geltend machen kann bedeu
ten, dass die Person allenfalls auch verpflichtet ist, gewisse Rechtsmittel einzulegen, falls an
dere Finanzierungsträger Leistungen mutmasslich zu Unrecht ablehnen.

Bei Kostenübernahmegarantien für ambulante Leistungen ist Abs. 3 mit Augenmass anzuwen
den, da Leistungen anderer Kostenträgerinnen oder Kostenträger nicht zwingend deckungs
gleich zu ambulanten Leistungen nach LBBG sind. Bspw. können Leistungen der Spitex oder
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Leistungen im Rahmen des IV-Assistenzbeitrags nicht per se mit Leistungen nach LBBG
gleichgesetzt werden. Die Beantragung dieser Leistungen kann im Sinne der Subsidiarität des
Gesetzes nur verlangt werden, wenn diese Leistungen zur Deckung des jeweiligen Bedarfs
auch adäquat sind. Beispielsweise ist der IV-Assistenzbeitrag für viele Personen mit kognitiver
Beeinträchtigung nicht geeignet, selbst wenn die Person theoretisch einen Anspruch darauf
hätte. Spitex-Leistungen wiederum beinhalten Pflege nach dem Bundesgesetz über die Kran
kenversicherung vom 18. März 1994 (KVG; SR 832.10) und nicht Betreuung im Sinne des
LBBG — es besteht somit ein konzeptioneller und inhaltlicher Unterschied zwischen den Leis
tungen. Auch ist eine Aufsplittung von Leistungsteilen zwischen verschiedenen Anbietenden
(z.B. ambulante Leistungserbringende nach LBBG und Spitex) aus fachlichen Gründen oft nicht
sinnvoll. Dies trifft beispielsweise auf Leistungen für Menschen mit psychischer Beeinträchti
gung zu. So kann es etwa sein, dass neben ambulanten Leistungen eines Leistungserbrin
gers/einer Leistungserbringerin nach LBBG für eine Person theoretisch auch einzelne Leis
tungsteile von einer Spitex-Organisation erbracht werden könnten, aber eine Aufsplitterung in
Leistungsteile nicht sinnvoll oder zumutbar ist. Auch der administrative Mehraufwand für das
Gemeinwesen ist dabei zu berücksichtigen. Allen diesen Gesichtspunkten ist bei der Anwen
dung von Abs. 3 — auch in Verbindung mit Abs. 2 — Rechnung zu tragen. Letztlich handelt es
sich bei der Beurteilung einer Kostenübernahmegarantie immer um einen Ermessenentscheid
unter Berücksichtigung der vorliegenden Situation.

§ 24 Wohnsitzdauer bei ambulanten Leistungen
Abs. 1

Für die Erteilung von Kostenübernahmegarantien für ambulante Leistungen ist gemäss

§ 22 Abs. 3 LBBG eine Mindestwohnsitzdauer im Kanton Zug vorgesehen. Damit soll ein «Leis
tungstourismus» im ambulanten Bereich verhindert werden. Der Regierungsrat kann aber Ab
weichungen von der Wohnsitzdauer vorsehen, insbesondere um die interkantonale Zusammen
arbeit künftig auch im ambulanten Bereich zu ermöglichen. Dies wird mit § 24 LBBV umgesetzt.
In vier Fällen muss die Wohnsitzdauer nicht erfüllt sein:

Bst. a

Mit Bst. a wird verhindert, dass Zugerinnen und Zuger in ausserkantonalen IVSE-Einrichtungen
nicht mehr in den eigenen Kanton zurückkehren können, weil ihnen aufgrund der Bestimmun
gen zur Mindestwohnsitzdauer allenfalls ambulante Leistungen verwehrt würden. Wenn eine
Person mit zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton Zug in eine ausserkantonale Wohneinrichtung
mit IVSE-Unterstellung eintritt, bleibt der Kanton Zug als Herkunftskanton nach Massgabe der
IVSE für die Finanzierung zuständig, selbst wenn der zivilrechtliche Wohnsitz auf den Einrich
tungsstandort übergehen sollte. Bst. a knüpft an diese Tatsache an, indem für Personen, für
welche der Kanton Zug nach Massgabe der IVSE zuständig ist, unabhängig vom zivilrechtli
chen Wohnsitz auf die Wohnsitzdauer verzichtet wird. Bedingung dafür ist, dass die Person in
nerhalb von zwölf Monaten vor Erteilung der ambulanten Kostenübernahmegarantie in der aus
serkantonalen Einrichtung gewohnt hat. Sie kann also nicht bereits vor 13 Monaten ausgetre
ten sein. Der Begriff «innerhalb» von zwölf Monaten wurde aufgrund des Umstandes gewählt,
dass der Kanton Zug gemäss IVSE auch beim Austritt und Wiedereintritt in ein stationäres
Wohnangebot innerhalb von zwölf Monaten in der Regel finanzierungszuständig bleibt. Damit
wird bspw. ein ambulantes Probewohnen im Standortkanton des Helms ermöglicht. Somit wird
hier eine gewisse Analogie zwischen dem stationären und ambulanten Bereich geschaffen.

Bst. b und c
Diese beiden Ausnahmebestimmungen von der Wohnsitzpflicht gelten für Personen mit zivil
rechtlichem Wohnsitz in einem anderen Kanton oder Personen, für die ein anderer Kanton
nach Massgabe der IVSE zuständig ist (u.a. ausserkantonale Personen, die in einer Zuger Ein
richtung wohnen). Sofern dieser Kanton vergleichbare ambulante Leistungen ohne
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Mindestwohnsitzdauer ausrichtet, muss die Wohnsitzdauer gemäss § 23 Abs. 2 LBBG nicht er
füllt sein. Die Idee hinter dieser Regelung ist, dass «Gegenrecht» gewährt werden soll, da Zu-
gerinnen und Zuger im betreffenden Kanton ebenfalls ohne Mindestwohnsitzdauer Leistungen
dieses Kantons erhalten können. «Vergleichbare Leistungen>) sind nicht als «gleiche Leistun
gen» zu verstehen; aufgrund der kantonalen Unterschiede wäre diese Bedingung nicht erfüll
bar. Vielmehr sollen der Umfang und die Art der ambulanten Leistungen im betreffenden Kan
ton ähnlich wie im Kanton Zug geregelt sein. Die Bestimmungen b und c unterscheiden sich in
Bezug auf die Begriffe «innerhalb» und «während»: Sofern ein Kanton nach Massgabe der
IVSE zuständig war — d.h. die Person in einer Einrichtung gewohnt hat, deren Finanzierung
über die IVSE erfolgt ist — müssen (analog zu Bst. a) nicht die ganzen zwölf Monate erfüllt wer
den, zumal die Person bereits vor dem Eintritt den zivilrechtlichen Wohnsitz im betreffenden
Herkunftskanton hatte. Ansonsten würde die Situation geschaffen, dass eine Person erst min
destens zwölf Monate in einem Heim bleiben müsste, um ambulante Leistungen beziehen zu
können. Ansonsten gilt für die Personen aus den betreffenden Kantonen die gleiche Mindest
wohnsitzdauer in ihrem Kanton wie für Zuziehende im Kanton Zug (Bst. c).

Bst. d

Die letzte Ausnahmebestimmung betrifft Personen aus Kantonen, mit denen der Regierungsrat
eine Vereinbarung über die gegenseitige Kostenübernahme für ambulante Leistungen ge
schlossen hat. Beispielsweise ist an Fälle zu denken, in denen der andere Kanton zwar für am
bulante Leistungen ebenfalls grundsätzlich eine Mindestwohnsitzdauer vorsieht, aber zwischen
den Kantonen vereinbart wird, dass gegenseitig darauf verzichtet wird. Eine ähnliche Lösung
haben beide Basel miteinander vereinbart. Bst. c lässt dem Regierungsrat offen, künftig inter
kantonale Lösungen per Vereinbarung zu gestalten, was auch Zentralschweizer Lösungen er
mög licht.

Abs. 2

Die Direktion des Innern bezeichnet die Kantone gemäss Abs. 1 Bst. b und c, welche vergleich
bare ambulante Leistungen anbieten. Hierzu vergleicht die Direktion des Innern die ambulanten
Leistungen in Frage kommender Kantone und publiziert eine Liste der Kantone, für deren Be
wohnende bei einem Umzug in den Kanton Zug keine Mindestwohnsitzdauer vorgesehen ist.
Eine Aufnahme in die Liste ist nur möglich, wenn Zugerinnen und Zuger bei einem Umzug in
den betreffenden Kanton ebenfalls Zugang zu ambulanten Leistungen dieses Kantons haben.

§ 25 Gesuchseinreichung

§ 25 regelt das Vorgehen bei der Einreichung von Gesuchen um individuelle Kostenübernah
megarantien nach § 21ff. LBBG.

Abs. 1 und 2
Mit Vorgaben der Direktion des Innern zur Einreichung der Gesuche (Abs. 1) gemeint sind bei
spielsweise die Form des Gesuches, das zu verwendende Formular, die zuständige Stelle und
die möglichen Kanäle für die Gesuchseinreichung (bspw. online oder per Post). Gesuche um
Kostenübernahmegarantien sind bei stationären Leistungen von der stationären Einrichtung zu
stellen (Abs. 2). Dies entspricht der interkantonalen Praxis. Die betroffenen Personen müssen
das Gesuch zwar unterzeichnen, verantwortlich für die Stellung ist aber die Einrichtung, welche
ihre Kosten decken will. Anders verhält es sich bei ambulanten Leistungen. Im Sinne der
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung der Person ist diese selber für die Stellung des Ge
suchs verantwortlich. Auch diese Gesuche müssen von den Leistungserbringenden ebenfalls
unterzeichnet werden, insbesondere bei Fachleistungen, welche direkt an den Leistungserbrin
genden abgegolten werden. Die Direktion des Innern regelt das Weitere.
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Abs. 3

Personen mit Betreuungsbedarf durchlaufen im Gegensatz zu Personen mit Behinderung in der
Regel keine Bedarfsabklärung. Deshalb benötigt die Direktion des Innern zur Beurteilung des
Gesuchs um Kostenübernahmegarantie eine Begründung. Diese muss wie bisher die zustän
dige Gemeinde oder falls vorhanden eine von der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde

(KESB) eingesetzte zuständige Beistandsperson verfassen. § 25 Abs. 3 überträgt die Verant
wortung für die Einholung der Begründung der stationären Einrichtung, welche die Leistungen
beantragt. Im ausserkantonalen Verhältnis ist dies aufgrund der Regeln der IVSE nicht umsetz
bar. Deshalb holt bei Gesuchen um Kostenübernahmegarantien für Zuger Personen mit Betreu
ungsbedarf in ausserkantonalen Einrichtungen die Direktion des Innern die Begründung bei der
Gemeinde oder der Beistandsperson ein. Die örtliche Zuständigkeit der Gemeinden richtet sich
nach der Zuständigkeit gemäss SHG.

Abs. 4

In Abs. 4 wird die Aufgabe der zuständigen Gemeinde oder einer von der KESB eingesetzten
und entsprechend zuständigen Beistandsperson genauer definiert (vgl. Abs. 3 sowie § 4 Abs. 6
LBBG i.V.m. § 23 Abs. 1 Bst. a LBBG). Der Wortlaut entspricht mehrheitlich dem bisherigen

§ 27 SEV, im Einklang mit dem revidierten Gesetzeswortlaut ( 23 Abs. 1 Bst. a LBBG) ergänzt

um die Kriterien der Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit. Die Gemeinde oder die Beistandsper

son begründet bei Personen mit Betreuungsbedarf den Aufenthalt fachlich und zeigt sowohl
Wirksamkeit als auch Wirtschaftlichkeit der Massnahme auf. Die Wirtschaftlichkeit ist im Ver
hältnis zu anderen möglichen Massnahmen (z.B. ambulante Angebote wie aufsuchende Fam Ii
enarbeit) zu beurteilen. Wirtschaftlichkeit dann gegeben, wenn sich die Massnahme auf das
Mass beschränkt, das für den Bedarf der Person erforderlich ist. Wirksam ist die stationäre Un
terbringung, wenn das Angebot der Indikation entspricht und wenn mit der Unterbringung ein
Entwicklungs- oder Schutzziel verfolgt wird. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so kann
die individuelle Kostenübernahmegarantie nicht gewährt werden. Zusammen mit der Begrün

dung ist der Direktion des Innern mitzuteilen, wer für eine allfällige Eigenleistung auf kommt

(das kann auch die Gemeinde im Rahmen der Sozialhilfe sein).

§ 26 Dringlichkeit

Abs. 1 und 2

Der Wortlaut der Absätze 1 und 2 entspricht dem bisherigen § 29 SEV. Er wurde lediglich leicht
angepasst, um ambulante Leistungen einzuschliessen. Grundsätzlich hat die Gesucheinrei

chung gemäss § 21 Abs. 2 LBBG vor der Inanspruchnahme von Leistungen zu erfolgen. Die
ausnahmsweise mögliche nachträgliche Einreichung muss deshalb begründet werden. Da bei
Aufenthalten in sozialen Einrichtungen, die der IVSE unterstellt sind, die Gesuche über die Ver
bindungsstelle des Standortkantons eingereicht werden, gilt bei diesen Gesuchen der Zeitpunkt
der Gesuchseinreichung beim Standortkanton. Kann der Nachweis der zeitlichen Dringlichkeit

bei einer verspäteten Gesuchseinreichung nicht erbracht werden, so wird die Kostenübernah
megarantie bei Leistungen, die nicht unter die IVSE fallen (inklusive ambulante Leistungen)
erst ab dem Zeitpunkt gewährt, in dem das Gesuch bei der Direktion des Innern einging. Aus
serkantonale Einrichtungen, die der IVSE unterstellt sind, müssen hier aufgrund der übergeord
neten IVSE-Regelungen ausgeklammert werden.

Abs. 3

Bei Personen mit Behinderung muss gemäss § 22 Abs. 1 Bst. c LBBG zur Gewährung einer in
dividuellen Kostenübernahmegarantie eine Bedarfsabklärung durch die Bedarfsabklärungs
stelle vorliegen, die den individuellen Bedarf ausweist. Der Abs. 3 regelt den Umgang mit zeit
lich dringenden Fällen. Solche Fälle sind als Ausnahmen zu verstehen und zu begründen. Um
bei Dringlichkeit den Eintritt in eine stationäre Einrichtung oder den Beginn von ambulanten
Leistungen nicht zu verzögern oder um eine Massnahme trotz nicht vorliegender
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Bedarfsüberprüfung nahtios weiterführen zu können, kann die Direktion des Innern provisorisch
eine Kosten übernahmegarantie sprechen, bis die Bedarfsabklärung nachgeholt wurde. Für
diese Kostenübernahmegarantie wird der Bedarf von der Direktion des Innern eingeschätzt. Die
provisorische Kostenübernahmegarantie kann gemäss § 21 Abs. 4 LBBG mit einer Frist und
der Auflage zur Absolvierung der Bedarfsabklärung erteilt werden. Wird die Bedarfsabklärung
innerhalb der Frist nicht nachgeholt, kann die Direktion des Innern die Kostenübernahmegaran
tie mangels feststellbaren Bedarfs beenden.

§ 27 Individuelle Bedarfsabklärung

§ 27 regelt das Verfahren der Bedarfsabklärung gemäss § 24 LBBG.

Abs. 1

Die Person mit Behinderung ist bei der Bedarf sabklärung einzubeziehen. D.h. sie soll sich zu
ihrem Bedarf selber äussern können. Gemäss § 26 LBBG besteht korrespondierend dazu auch
eine Mitwirkungspflicht der Person. Nur in Ausnahmefällen kann sie sich vertreten lassen. Mit
Ausnahmen sind Fälle gemeint, in denen die Person sich aus behinderungsbedingten Gründen
nicht an der Abklärung beteiligen kann. Das ist beispielsweise der Fall, wenn sich eine Person
nicht äussern kann oder die Teilnahme an der Abklärung für die Person behinderungsbedingt
nicht zumutbar wäre (etwa in akuten Krisen oder aufgrund von Angststörungen usw.). Die ent
sprechenden Fälle müssen begründet werden, da die Selbstbestimmung und Eigenverantwor
tung gemäss § 1 LBBG hoch zu gewichten sind. Wenn sich bspw. eine Person nicht differen
ziert äussern kann oder eine von der Sicht von Fachpersonen abweichende Selbstwahrneh
mung aufweist, ist dies kein Grund für eine Vertretung. Solche Situationen gehören zu den
Kernkompetenzen einer Bedarfsabklärungsstelle im Behindertenbereich. Die Person kann sich
hingegen im ganzen Prozess durch Vertrauenspersonen ihrer Wahl unterstützen lassen, bspw.
durch Beistände, Angehörige, Bekannte oder andere Bezugspersonen. Diese Personen sollen
auch bei Gesprächen dabei sein können.

Abs. 2
Die Direktion des Innern gibt der Bedarf sabklärungsstelle eine fachliche anerkannte Methodik
vor, nach der die Abklärungen durchgeführt werden. Damit wird ein einheitliches und transpa
rentes fachliches Verfahren sichergestellt. Aktuell soll das Verfahren der individuellen Hilfepla
nung (IHP) zum Einsatz kommen, auf das die meisten Kantone im ambulanten Bereich setzen
und das in Deutschland seit Jahren eingesetzt wird. Es handelt sich um ein qualitatives Abklä
rungsverfahren mit Elementen der Selbst- und Fremdeinschätzung. Im Kanton Zug wird es mit
dem Instrument «Zuger Unterstützungsplanung (ZUP)» durchgeführt. Es handelt sich dabei um
einen Abklärungsfragebogen, der auch als Gesprächsleitfaden dient und die Planung der nöti
gen Leistungen ermöglicht. Gemäss § 24 i.V.m. § 26 LBBG kann die Abklärungsstelle zudem
auch Dritte beiziehen oder weitere Unterlagen verlangen, um den Bedarf feststellen zu können.
Die Abklärungsstelle hält den individuellen Bedarf in einem Abklärungsbericht zuhanden der
Direktion des Innern fest. Die Direktion des Innern regelt die Abklärungsmethodik im Detail.

§ 28 Bedarfsüberprüfung

Abs. 1
Mit Bedarfsüberprüfungen wird die Bedarfsabklärung periodisch aktualisiert. Die Bedarfsüber
prüfung ist damit eine eigentliche Folge-Bedarfsabklärung, die ebenfalls gemäss den Bestim
mungen von § 27 durchgeführt wird. Es wird ein neuer Abklärungsbericht erstellt, der den bis
herigen ersetzt oder ergänzt. Jede Bedarfsüberprüfung basiert auf einer vorangehenden Abklä
rung oder Überprüfung. Die Direktion des Innern teilt der Person oder ihrer rechtlichen Vertre
tung sowie den involvierten Leistungserbringenden im Rahmen der Gewährung der Kosten
übernahmegarantie und auf Basis des Abklärungsberichts mit, ab welchem Zeitpunkt für die
Prüfung einer weiteren Kostenübernahmegarantie eine Überprüfung des Bedarfs benötigt wird.
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Bis zu diesem Zeitpunkt gilt der Bedarf nach § 22 Abs. 1 Bst. c LBBG als ausgewiesen, sofern
sich die Verhältnisse nicht geändert haben (vgl. § 25 Abs. 2 LBBG).

Abs. 2
Die Person mit Behinderung kann jederzeit eine Bedarfsüberprüfung verlangen. Dies ist etwa
sinnvoll, wenn die Person die Betreuungsform wechseln möchte. Die Person kann jedoch nur
einmal in zwölf Monaten eine Bedarfsüberprüfung verlangen. Damit gemeint ist, dass sie nach
einer von ihr verlangen Bedarfsüberprüfung erst nach zwölf Monaten eine weitere verlangen
kann.

Abs. 3
Gemäss § 25 Abs. 3 LBBG kann in begründeten Fällen auch auf die periodische Bedarfsüber
prüfung verzichtet werden. Explizit als begründeter Fall für den Verzicht ist im Gesetz der Auf
enthalt in einer ausserkantonalen IVSE-Einrichtung genannt. Das Vorgehen bei Aufenthalten in
ausserkantonalen IVSE-Einrichtungen wird in Abs. 4 geregelt. Bei allen übrigen Fällen müssen
folgende Kriterien erfüllt sein, dass auf die Bedarfsüberprüfung verzichtet werden kann: Die
Person muss gemäss Bst. a seit mindestens fünf Jahren eine gleichartige Leistung beziehen,
ohne dass sich ihr Bedarf verändert hat. Als gleichartige Leistungen gelten z.B. verschiedene
Wohnangebote mit ähnlicher Leistung und Betreuungsintensität. Nicht gleichartig sind unter
schiedliche Angebotsformen wie Wohnen und Tagesstrukturen oder Angebote, die sich in Be
zug auf die Leistung (bspw. Einrichtungen für unterschiedliche Zielgruppen) und Betreuungsin
tensität unterscheiden. Unter einer Veränderung des individuellen Bedarfs wird eine relevante
Veränderung der Bedarfsstufe (z.B. IBB-Stufe) im stationären Bereich oder des ambulanten
Stundenumfangs verstanden. Bei der Beurteilung, ob Bst. a erfüllt ist, handelt es sich um einen
Ermessensentscheid. Zusätzlich muss gemäss Bst. b die Person mit Behinderung den Verzicht
auf die Überprüfung explizit wünschen — es handelt sich also um keinen Automatismus. Die
Person mit Behinderung meldet den Verzicht bei der Direktion des Innern in geeigneter Form
an. Der Verzicht kann dementsprechend nicht ohne das Einverständnis der Person erfolgen.
Die Direktion des Innern prüft und bewilligt den Verzicht. Dabei wird von einem künftig unver
änderten Leistungsbezug ausgegangen. Der Verzicht gilt nur solange, wie Bst. a und b weiter
hin erfüllt sind. Die Wirkung des Verzichts ist, dass die Direktion des Innern bei weiteren Gesu
chen um Kostenübernahmegarantie für gleichartige Leistungen mit unverändertem Bedarf
keine Überprüfung des Bedarfs durch die Bedarfsabklärungsstelle voraussetzt. Sie stellt im
Rahmen von § 22 Abs. 1 Bst. c LBBG auf die letztmalige Bedarfsabklärung resp. -überprüfung
ab. Die Person ist aber gemäss § 26 LBBG weiterhin verpflichtet, bei Bedarf nötige Daten und
Unterlagen zur Prüfung der Kostenübernahmegarantie zur Verfügung zu stellen.

Abs. 4
Abs. 4 regelt das Vorgehen bei Aufenthalten in ausserkantonalen IVSE-Einrichtungen. Da bei
diesen der Standortkanton für die Leistungserbringung zuständig ist, hätte die Bedarfsüberprü
fung nur einen begrenzten Nutzen. Deshalb wird auf eine Wiederholung der Bedarfsabklärung
in der Regel verzichtet und für die Verlängerung der Kostenübernahmegarantien stattdessen
auf die letztmalige Bedarfsabklärung resp. -überprüfung abgestützt. Dabei handelt es sich im
Gegensatz zu Abs. 3 um einen «automatischen» Verzicht, der nicht beantragt werden muss.
Ausnahmen von der Regel sind beispielsweise, wenn die Person gemäss Abs. 2 eine Überprü
fung verlangt oder die Direktion des Innern Grund zur Annahme hat, dass das Angebot für die
Person nicht mehr adäquat ist oder ein zu hoher bedarfsabhängiger Tarif verrechnet wird. Da
mit der Bedarf an der Weiterführung der Leistung auch bei künftigen Gesuchen um Kosten
übernahmegarantien überprüft werden kann, hat die Person mit Behinderung der Direktion des
Innern ihren Bedarf periodisch — d.h. in der Regel im Rahmen des Gesuchs um eine weitere
Kostenübernahmegarantie — auszuweisen. Unter der Weiterführung der Leistung wird auch der
Wechsel zwischen gleichartigen ausserkantonalen Angeboten verstanden. Werden zusätzliche
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ausserkantonale Leistungen (z.B. Tagesstrukturen bei einer Person, die bislang nur ein Wohn-
angebot nutzte) beantragt, liegt es im Ermessen der Direktion des Innern, ob für die Prüfung
des Gesuchs um Kostenübernahmegarantie eine neue Bedarfsabklärung notwendig ist oder
der periodische Ausweis des Bedarfs durch die Person gemäss Abs. 4 ausreicht.

§ 29 Meldepflicht

Abs. 1 bis 3

Wenn sich bei einer leistungsbeziehenden Person Änderungen ergeben, sodass ihre Situation
nicht mehr den Bedingungen entspricht, zu welchen eine Kostenübernahmegarantie gewährt
wurde, müssen diese gem. § 21 Abs. 5 LBBG umgehend mitgeteilt werden. Mögliche Änderun
gen mit Auswirkungen auf eine Kostenübernahmegarantie sind unter anderem Änderungen im
sozialversicherungsrechtlichen Status der Person, die Zusprache oder die Einstellung von Leis
tungen Dritter, die Änderung des Wohnsitzes, Änderungen bei beistandschaftlichen Massnah
men oder der Wegfall des Bedarfs für die Leistung. § 29 LBBV legt fest, wer für die Meldung
zuständig ist: Die Meldepflicht erstreckt sich bewusst auf die betroffenen Personen, resp. gege
benenfalls ihre rechtliche Vertretung, sowie die Leistungserbringenden. Beide Seiten sind
gleichermassen zur Mitteilung verpflichtet; somit kann nicht vorgebracht werden, es sei trotz
Wissen um die Änderung keine Mitteilung erfolgt, weil man davon ausgegangen sei, die andere
Partei sei zuständig. Die Mitteilung kann in Absprache zwischen den meldepflichtigen Parteien
auch durch nur eine Partei erfolgen. Die Verletzung der Meldepflicht kann gemäss Abs. 3 zur
Rückforderung von ungerechtfertigt bezogenen finanziellen Leistungen, oder von Teilen davon,
führen.

§ 30 Elektronische Datenbeschaffung durch die Direktion des Innern
Entsprechend § 27 Abs. 1 LBBG bestimmt der Regierungsrat mit § 30 der Verordnung, welche
Daten die Direktion des Innern zur Prüfung der Kostenübernahmegarantien elektronisch aus
dem kantonalen Personenregister beziehen kann. Die aufgeführten Daten sind notwendig, um
den Anspruch der antragstellenden Person auf eine Kostenübernahme durch den Kanton Zug
zu prüfen. Die Daten müssen von der zuständigen Stelle der Direktion des Innern im Einzelfall
abgerufen werden (Einzelabf ragen über eine Benutzungsoberfläche gemäss § 8 Abs. 1 Ziff. 1
des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Harmonisierung der Einwohnerregister
und anderer amtlicher Personenregister vom 24. September 2020 (EG RHG; BGS 251 .1). Eine
automatisierte Lieferung der Daten ist nicht vorgesehen.

Abschnitt 6: Finanzierung

§ 31 Tarifgestaltung stationäre Einrichtungen
Abs. 1
Die Abgeltung der anerkannten stationären Einrichtungen erfolgt in der Regel durch die IVSE
Methode P gemäss Art. 23 Abs. 1 IVSE. Dementsprechend werden die Tarife als Pauschalen
vereinbart, die auf Planzahlen zu Kosten und zur Belegung (resp. allenfalls zur Belegung und
dem Betreuungsbedarf, vgl. Abs. 2) beruhen. Die Leistungen werden entsprechend pauschal
abgegolten. Dies entspricht weiterhin dem Finanzierungmodell im Rahmen des bisherigen
SEG. Das grundsätzliche Vorgehen bei der Berechnung der Tante ist gegenüber dem bisheri
gen § 18SEV unverändert. Die Details zur Tarifgestaltung und Abgeltung werden einrichtungs
spezifisch in der jeweiligen Leistungsvereinbarung festgehalten.

Abs. 2
Mit dieser Bestimmung wird die subjekt- und leistungsorientierte Finanzierung im Behinderten
bereich geregelt. Die Pauschalen der anerkannten stationären Einrichtungen für Erwachsene
mit Behinderung (IVSE Bereich B) werden in der Regel nach dem Betreuungsbedarf, resp. -

aufwand, abgestuft. Aktuell kommt hierfür das Instrument IBB zum Einsatz. Dieses sieht fünf
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aufwandabhängige Bedarfsstufen vor. Entsprechend werden die Pauschalen pro Person und
Monat oder Tag nach diesen Stufen differenziert. Es sollen aber auch künftig weiterhin be
stimmte Einrichtungen, Teilbereiche von Einrichtungen oder bestimmte Leistungsformen zu ei
nem Einheitstarif pro Kopf abgegolten werden. Dazu zählen etwa Angebote wie niederschwel
lige Tagesstätten, bei denen eine Erhebung des Betreuungsbedarfs wenig sinnvoll ist, zumal
die Personen die Angebote nur punktuell in Anspruch nehmen. Ausserdem soll vorerst bei Ta
gesstrukturen mit Lohn auf nach Betreuungsbedarf abgestufte Tarife verzichtet werden, zumin
dest bis Erfahrungen mit der Finanzierung nach IBB-Stufen vorliegen. Der zur Anwendung
kommende Finanzierungsmodus für die einzelnen Angebote wird in der Leistungsvereinbarung
mit der Einrichtung vereinbart.

§ 32 Tarifgestaltung ambulante Leistungserbringende und Maximalbeiträge
Abs. 1
Ambulante Leistungen werden mittels Normtarifen finanziert. Die entsprechenden Ansätze pro
Stunde legt der Regierungsrat im Anhang zu dieser Verordnung fest. Somit müssen die Tarife
nicht im Rahmen von Verhandlungen mit den einzelnen Leistungserbringenden vereinbart wer
den. Es sind denn aktuell auch keine Leistungsvereinbarungen vorgesehen, obschon das Ge
setz mit § 13 Abs. 4 LBBG die Möglichkeit zum Abschluss solcher Vereinbarungen grundsätz
lich einräumt. In Einklang mit § 29 Abs. 3 LBBG werden die Tante anerkannter Leistungserbrin
gendender (Fachleistungen) von den Tarifen nicht anerkannter Leistungserbringender (Assis
tenzleistungen) unterschieden. Bei den Fachleistungen sind nach Qualifikation abgestufte Ta
rife möglich. Im Anhang legt der Regierungsrat auch allfällige jährliche Maximalbeiträge für am
bulante Leistungen pro Person mit Behinderung fest. Es handelt sich bei den Maximalbeiträgen
um eigentliche Schwellenwerte, bis zu denen ambulante Leistungen maximal finanziert werden
können. Höhere Bedarfe müssen in der Regel von stationären Einrichtungen gedeckt werden.
Maximalbeiträge sind von den individuellen Kostendächern im Rahmen der Kostenübernahme-
garantie für eine Person (vgl. Ausführungen zu § 33 Abs. 1) zu unterscheiden. Es handelt sich
bei den Maximalbeiträgen um für alle Personen gültige Maxima. Für die Leistungen von Fami
lienangehörigen können separate Maximalbeiträge festgelegt werden (vgl. § 29 Abs. 3 Bst c
LBBG). Die Tarife wie auch die allfälligen Maximalbeiträge im Anhang zu dieser Verordnung
sollen nach Bedarf angepasst werden.

Abs. 2

Dieser Absatz sieht eine Ausnahmeregelung zu den Maximalbeiträgen pro Person gemäss
Abs. 1 vor. Er stellt klar, dass die Kosten für eine ambulante Begleitung, die nachweislich nicht
mehr kostet als eine vergleichbare stationäre Unterbringung, übernommen werden, selbst
wenn die Kosten einen allfälligen Maximalbeitrag für ambulante Leistungen übersteigen. Ein
alltälliger Maximalbeitrag für ambulante Leistungen gemäss Anhang dieser Verordnung kann in
diesen Fällen im Rahmen einer Kostenübernahmegarantie für ambulante Leistungen also über
schritten werden. In diesem Sonderfall gewährt die Direktion des Innern eine entsprechende
Kostenübernahmegarantie über ein entsprechendes Kostendach. Diese Ausnahmebestimmung
bezieht sich nicht auf allfällige tiefere Maximalbeiträge für Leistungen Familienangehörigen,
Diese sind in jedem Fall einzuhalten. Mit einer vergleichbaren stationären Einrichtung ist eine
Einrichtung gemeint, auf welche die Person aufgrund ihres Bedarfs nachweislich angewiesen
wäre, wenn sie keine ambulanten Leistungen in Anspruch nehmen könnte. Die Formulierung
«nicht mehr kostet« ist als Kostenvergleich der durch den Kanton getragenen Vollkosten aus
Beiträgen nach dem LBBG sowie dem Eintührungsgesetz zum Bundesgesetz über Ergän
zungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (EG ELG) auszulegen.
Die Bestimmung ermöglicht dem Kanton im Einzelfall die Vermeidung von hohen Kosten, da es
nach gesundem Menschenverstand nicht sinnvoll wäre, den Schwellenwert für ambulante Leis
tungen in einem Fall anzuwenden, in dem ein Heimaufenthalt für den Kanton teurer ist.
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Abs. 3

Bei der Festlegung der Tante für Fachleistungen sind die Qualifikation der Betreuungspersonen
sowie die marktüblichen Ansätze zu berücksichtigen. Die Tarife für die jeweiligen Leistungen
sollen bei qualitativ genügender Leistungserbringung kostendeckende Leistungen ermöglichen.
Je nach nötiger Qualifikation der Betreuungspersonen können auch verschiedene Fachleis
tungstarife definiert werden. Wenn dies der Fall ist, so ist die Direktion des Innern für die Rege
lung der Einzelheiten zuständig (bspw. anerkannte Abschlüsse und Fachpersonalquoten für be
stimmte Tarifstufen etc.). Welche Tante für die Leistungen eines/einer Leistungserbringenden/r
Anwendung finden, wird im Rahmen der Anerkennung durch die Direktion des Innern festge
legt. Die Erfüllung der Anforderungen an das Personal wird im Rahmen der Prüfung der Aner
kennungsvoraussetzungen gemäss § 21 Abs. 2 Bst c überprüft. Die Tarife müssen die Vollkos
ten der Anbietenden umfassen: D.h. nicht nur die direkten Kosten — vornehmlich Löhne — son
dern auch die indirekten Kosten (Gemeinkosten).

Abs. 4

Die Definition von Familienangehörigen der betreuten Person mit Behinderung wurde an den
Art. 42qunquies IVG zum Assistenzbeitrag der IV angelehnt. Diese Bestimmung ist für den An
hang der Verordnung relevant: Gemäss § 29 Abs. 3 Bst. c LBBG können für Leistungen Fami
lienangehöriger separate Maximalbeiträge vorgesehen werden.

§ 33 Abgeltung ambulanter Leistungen
Abs. 1
Im ambulanten Bereich werden die erbrachten Leistungen zu den anwendbaren Stundenansät
zen gemäss § 32 finanziert. Der für eine bestimmte Person mit Behinderung mögliche Leis
tungsumfang wird mit der individuellen Kostenübernahmegarantie gemäss dem Bedarf der Per
son in Stunden festgelegt. D.h. die Kostenübernahmegarantie setzt ein individuelles Kosten-
dach, bis zu welchem für die Person Leistungen finanziert werden können. Da der effektive Be
zug an Betreuungsstunden schwanken kann, ist die Kostenübernahmegarantie über ihre Lauf
zeit einzuhalten — monatliche Über- und Unterschreitungen der Stundenzahl sind in einem an
gemessenen Rahmen möglich, sofern sie sich während der Laufzeit der Kostenübernahmega
rantie ausgleichen. Diese Handhabung ist insbesondere bei schwankendem Bedarf wichtig, wie
er bei gewissen Behinderungsformen oft auftritt. Bei der Gewährung von Kostenübernahmega
rantien sind die Bestimmungen von § 32 zu berücksichtigen. Als ambulante Leistungen gelten
Betreuungsleistungen nach den § 2 und 3 dieser Verordnung.

Abs. 2 und 3
In Abs. 2 und 3 wird definiert, wem die Leistungen abgegolten werden. Fachleistungen werden
analog zum stationären Bereich den anerkannten Leistungserbringenden direkt abgegolten.
Diese rechnen die erbrachten Stunden gegenüber der Direktion des Innern ab. Assistenzleis
tungen hingegen werden den Menschen mit Behinderung erstattet. Sie müssen hierfür die be
zogenen Stunden belegen. Sie sind selber für die Finanzierung der nicht anerkannten Leis
tungserbringenden verantwortlich. Hierbei handelt es sich um eine «echte)) Subjektfinanzierung
nach dem Modell eines persönlichen Budgets. Die unterschiedlichen Vergütungssysteme sind
vergleichbar mit den Systemen «Tiers garant» und «Tiers payant» bei den Krankenversiche
rungen. Die Unterscheidung bringt grosse Vorteile: Durch die direkte Abgeltung sind Fachleis
tungen einfacher und niederschwellig zugänglich, was bspw. für Menschen mit kognitiver Be
hinderung wichtig ist. Demgegenüber ist die Selbstbestimmung und Eigenverantwortung bei
Assistenzleistungen höher. Diese Leistungen müssen auch von den Personen selber organi
siert, vereinbart und finanziert werden.
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Abs. 4

Bei Assistenzleistungen sind die Personen mit Behinderung selber für die Organisation der
Leistungen verantwortlich. Sie müssen mit den nicht anerkannten Leistungserbringenden ge
mäss § 20 Abs. 3 einen zivilrechtlichen Vertrag abschliessen. Hierbei sind nebst Aufträgen
auch Arbeitsverträge möglich. Die Einhaltung der rechtlichen Verpflichtungen aus dem Ver
tragsverhältnis liegt grundsätzlich in der Verantwortung der Person, vgl. die Ausführungen zu

§ 20 Abs. 3. Wenn jedoch im Fall eines Arbeitsvertrags aufgrund Verhinderung an der Arbeits
leistung eine Lohnfortzahlungspflicht entsteht, kommt der Kanton für diese Kosten für maximal
drei Monate auf. Ansonsten bestünde die Gefahr, dass die Person mit Behinderung unverschul
det zahlungsunfähig würde. Es lassen sich nach Art. 324 ff. OR zwei Ursachen für die Verhin
derung an der Arbeitsleistung unterscheiden: Gründe, die in der angestellten Person liegen
(z.B. Krankheit, Unfall etc.) sowie Gründe, die im Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin liegen
(z.B. die Person mit Behinderung muss ins Spital und die Betreuung kann nicht weiter erbracht
werden). Letztere Gründe müssen unverschuldet sein, d.h. die Person mit Behinderung kann
bspw. nicht für zwei Monate in die Ferien fahren und die Lohnfortzahlung gegenüber dem Kan
ton geltend machen. Wenn eine Assistenzperson aufgrund von Krankheit, Unfall etc. die Arbeit
nicht erbringen kann, können die per Kostenübernahmegarantie gesprochenen finanziellen Mit
tel zusätzlich für eine Stellvertretung eingesetzt werden, falls diese zwingend nötig ist. Es wer
den nur effektiv entstehende Kosten erstattet. Falls Versicherungen für die Lohnfortzahlung
aufkommen, ist eine Kostenübernahme durch den Kanton ausgeschlossen. Die Bestimmungen
von Art. 4 sind an den Bestimmungen des Assistenzbeitrags nach IVG angelehnt. Bei der prak
tischen Auslegung können somit die ausführenden Bestimmungen zum Assistenzbeitrag nach
IVG als Leitlinien dienen. Bei Auftragsverhältnissen gilt Abs. 4 nicht, entsprechend muss hier
die Person als Vertragspartei selber sicherstellen, dass sie kein für sie ungünstiges Auftrags-
verhältnis eingeht.

Abs. 5
Die Direktion des Innern legt die Abgeltungsmodalitäten fest. Dazu zählen beispielsweise die
Form der Abrechnung der Kosten mittels Formularen oder EDV-Instrumenten, die Form der
Rechnungsstellung, Zahlungsbedingungen und die Form der Finanzierung (vor- oder nach
schüssig).

§ 34 Eigenleistung bei stationären Einrichtungen
Für die Regelung der Eigenleistung der betroffenen Personen ist gemäss § 30 LBBG nach wie
vor die Direktion des Innern zuständig. Sie hat hierfür das Reglement über die Bemessung der
Eigenleistung von betreuten Personen an die Kosten für den Aufenthalt in einer sozialen Ein
richtung vom 2. Februar 2011 (BGS 861 .514) erlassen. Mit den Bestimmungen von § 34 LBBV
werden die Grundsätze für die Festlegung der Eigenleistung für Angebote stationärer Einrich
tungen definiert.

Abs. 1
Die Eigenleistungen für Personen mit Anspruch auf Ergänzungsleistungen in stationären
Wohneinrichtungen müssen bei den Ergänzungsleistungen vollumfänglich anrechenbar sein.
Sie haben sich deshalb am EG ELG, resp. der ausführenden Verordnung über die maximal an
rechenbaren Kosten für Tagestaxen bei den Ergänzungsleistungen vom 1 5. März 2011
(BGS 841.712) zu orientieren. Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 30 Abs. 3 SEV.
Der Begriff der Rente der Invalidenversicherung wurde jedoch korrekterweise durch Anspruch
auf Ergänzungsleistungen ersetzt, da auch andere Personen als IV-Rentenbeziehende An
spruch auf Ergänzungsleistungen haben. Bei Abwesenheit der Person wird die Eigenleistung
von der Direktion des Innern wie bisher herabgesetzt, dies entspricht der schweizweiten Praxis.
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Abs. 2
Der Vollständigkeit halber und im Sinne der Normenhierarchie wird in Abs. 2 neu auch der
grundsätzliche Umgang mit Hilf losenentschädigungen geregelt. Die Bestimmung entspricht
dem bisherigen Reglement über die Bemessung der Eigenleistung. Eine alifällige Hilf losenent
schädigung erhöht die Eigenleistung um den Betrag der Hilf losenentschädigung je Anwesen
heitstag. Da die Hilfiosenentschädigung bundesrechtlich zur Deckung behinderungsbedingt nö
tiger Leistungen ausgerichtet wird, darf sie nur an den Tagen berücksichtigt werden, an denen
diese Leistungen tatsächlich von der Einrichtung erbracht werden, d.h. nur an Anwesenheitsta
gen der Person in der Einrichtung.

Abs. 3
Diese Bestimmung entspricht ebenfalls dem bisherigen Reglement über die Bemessung der Ei
genleistung. Sie wird ebenfalls im Sinne der Normenhierarchie neu auf Verordnungsstufe gere
gelt. Gemäss der Bestimmung wird ein Aufenthalt in einer stationären Wohneinrichtung mit
gleichzeitiger Tagesstruktur ohne Lohn in derselben Einrichtung (internes Betreuungsangebot
während des Tages, bspw. Beschäftigung, Pflege von Gemeinschaft, Einübung lebensprakti
scher Fähigkeiten, Ateliers etc.) als Einheit begriffen. D.h. zur Berechnung der Eigenleistung
wird das «Korn plettangebot» Wohnen mit Tagesstruktur ohne Lohn angeschaut. Wenn bei
spielsweise eine Person extern arbeitet und nur das Wohnangebot in Anspruch nimmt und die
ses 170 Franken pro Tag kostet und die maximal anrechenbaren Kosten für Tagestaxen ge
mäss EG ELG Fr. 191.10 betragen, zahlt die Person eine Eigenleistung von Fr. 170.00, da da
mit der Wohntarif vollständig gedeckt ist. Nimmt sie hingegen Wohnen mit interner Tagesstruk
tur ohne Lohn als Komplettangebot in Anspruch, würde dies in der gleichen Einrichtung bei
spielsweise 300 Franken pro Tag kosten. Somit muss die Person gern. Abs. 3 i.V.m. Abs. 1
eine Eigenleistung von Fr. 191.10 tragen.

Abs. 4 und 5
Für die Arbeit in Tagesstrukturen mit Lohn wird gemäss Abs. 4 generell keine Eigenleistung er
hoben, dies entspricht der schweizweit gültigen Regelung im Rahmen der IVSE. Unabhängig
von Abs. 4 kann für die Personen eine Eigenleistung für das Wohnen anfallen. Im Zuge der
Umsetzung des IBB-Finanzierungsmodells sowie im Sinne der Gleichbehandlung und des Ab
baus von Bürokratie erhebt die Direktion des Innern für privat wohnende Personen ab 2023
ebenfalls keine Eigenleistungen für Tagestrukturen ohne Lohn mehr. Der Abs. 5 ermöglicht je
doch der Direktion des Innern grundsätzlich, auch hier eine Eigenleistung zu erheben, sofern
diese vollumfänglich über die anrechenbaren Krankheits- und Behinderungskosten der Ergän
zungsleistungen geltend gemacht werden kann. Die Eigenleistung hat sich somit an den Best
immungen über die Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten bei den Ergänzungs
leistungen des EG ELG zu orientieren, respektive an der ausführenden Verordnung über die
Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten bei den Ergänzungsleistungen vom
18.12.2007 (ELKV; BGS 841.714).

§ 35 Kosten für Verpflegung und die Betreuung über Mittag in Tagesstrukturen
Abs. 1

In Tagesstrukturen werden oftmals Mittagessen angeboten. Da privat wohnende Personen für
ihre Verpflegung generell selbst aufkommen müssen, tragen sie diese Kosten. Im Sinne der
einheitlichen Handhabung haben viele Kantone, darunter auch der Kanton Zug, maximale Ver
pflegungstarife definiert. Diese Tarife sollen der finanziellen Situation von IV-Rentenbeziehen
den Rechnung tragen. Es wäre stossend, wenn die betroffenen Personen Verpflegungskosten
tragen müssten, die ihr Budget übersteigen, zumal es sich bei den Tagesstrukturen um öffent
lich finanzierte Angebote für Menschen mit Behinderung handelt. Mit § 35 wird eine klare
Rechtsgrundlage für Höchstansätze für die Verpflegung in Tagesstrukturen geschaffen. Die
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Direktion des Innern kann die Höchstansätze im Reglement über die Bemessung der Eigen leis
tung festlegen.

Abs. 2
Bei Personen, welche eine stationäre Wohneinrichtung nutzen, ist die ganze Verpflegung im
Wohnvertrag inbegriffen (Vollpensionsvertrag). Entsprechend umfassen die Tante von stationä
ren Wohnangeboten auch drei Mahlzeiten. Damit das Mittagessen nicht doppelt bezahlt wird,
sind die stationären Wohnangebote auch für die Tragung des Mittagessens verantwortlich,
wenn die Person dieses in einer externen Tagesstruktur einnimmt. Gleiches gilt für die Betreu
ung über die Mittagszeit, auch sie ist bei stationären Wohnangeboten inbegriffen und im Tarif
enthalten. Deshalb darf diese Betreuung von Tagesstrukturangeboten nicht zusätzlich verrech
net werden, vielmehr müssen die Kosten beim Wohnangebot geltend gemacht werden, falls ein
relevanter individueller Betreuungsaufwand für eine Person notwendig und ausgewiesen ist.
Diese Regelung ist im IBB-Finanzierungmodell als interkantonaler Grundsatz festgehalten, wel
cher einen fairen Kostenvergleich ermöglicht. Sind zwei verschiedene Einrichtungen betroffen,
einigen sie sich untereinander über die Abgeltung.

§ 36 Eigenleistung bei ambulanten Leistungen
Abs. 1

Bezieht eine Person eine Hilflosenentschädigung, ist diese analog zum stationären Bereich
grundsätzlich als Eigenleistung geschuldet, vgl. § 34 Abs 2. Wird gemäss § 36 Abs. 2 keine zu
sätzliche Eigenleistung erhoben, beläuft sich die Kostenbeteiligung der Person auf den Betrag
der Hilf losenentschädigung. Die Einforderung der Hiltlosenentschädigung von der Person ist
bundesrechtlich jedoch nur zulässig, wenn die Zweckbestimmung der ambulanten Leistung mit
der Zweckbestimmung der Hiltlosenentschädigung vergleichbar ist. Wenn jemand bspw. eine
Hilf losenentschädigung für körperliche Hilfe-/Unterstützungsleistungen erhält, die ambulante
Leistung aber aufgrund einer psychischen Behinderung erbracht wird, so kann die Hilf losenent
schädigung nicht für die ambulante Leistung eingefordert werden. Es ist auch möglich, nur ei
nen Teil der Hilf losenentschädigung als Eigenleistung einzufordern, wenn nur ein Teil der auf
grund der Hilflosigkeit nötigen Leistungen über das LBBG finanziert wird. Selbstverständlich
kann eine Hilflosenentschädigung auch nicht doppelt eingefordert werden. Hilf losenentschädi
gungen, die eine Person bereits für Leistungen nach einem anderen Erlass beibringen muss,
bspw. im Rahmen des EG ELG oder KVG, dürfen ihr im Rahmen des LBBG nicht noch einmal
verrechnet werden. Ob und in welchem Umfang die Hilf losenentschädigung als Eigenleistung
verrechnet werden kann, wird im Rahmen der individuellen Bedarfsabklärung sowie der Ge
währung der Kostenübernahmegarantie festgestellt.

Abs. 2
Eine allenfalls zusätzlich zu Abs. 1 erhobene Eigenleistung für ambulante Leistungen muss von
Personen mit Anspruch auf Ergänzungsleistungen (EL) vollumfänglich über die anrechenbaren
Krankheits- und Behinderungskosten der Ergänzungsleistungen geltend gemacht werden kön
nen. Somit darf die Direktion des Innern keine Eigenleistung festlegen, welche die anrechenba
ren Kosten nach EG ELG übersteigt. Damit ist auch im ambulanten Bereich sichergestellt, dass
EL-Beziehende die Eigenleistung finanzieren können. Aktuell sieht die Direktion des Innern ne
ben der alltälligen Hilf losenentschädigung (vgl. Abs. 1) keine weitere Eigenleistung für ambu
lante Leistungen vor. Nach Inkrafttreten von Gesetz und Verordnung kann das Verhältnis von
Kosten und Nutzen einer weitergehenden Eigenleistung analysiert werden. Da Eigenleistungen,
die über die Hilf losenentschädigung hinausgehen, bei den Ergänzungsleistungen anrechenbar
sein müssen, würde deren Erhebung eine Änderung der Verordnung über die Vergütung von
Krankheits- und Behinderungskosten bei den Ergänzungsleistungen (ELKV) bedingen, welche
das EG ELG ausführt. Es entstünden bei der Ausgleichskasse zusätzliche administrative Auf
wände zur Abrechnung der Ergänzungsleistungen. Da die meisten Nutzenden mit 1V-Rente
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Ergänzungsleistungen beziehen können, ist das Kosten-Nutzen-Verhältnis für den Kanton frag
lich.

Abs. 3

In Analogie zu den Tagesstrukturen mit Lohn wird im Bereich Arbeit keine Eigenleistung für
ambulante Leistungen erhoben. Damit wird die Gleichbehandlung von Personen mit Behinde
rung auf dem ersten Arbeitsmarkt mit Personen in geschützten Arbeitsplätzen auf dem zweiten
Arbeitsmarkt sichergestellt. Damit werden Fehlanreize vermieden. Es wird auch verhindert,
dass Menschen mit Behinderung dafür «bezahlen» müssen, dass sie arbeiten können.

§ 37 Bewilligungspflichtige Investitionen
Abs. 1 bis 3

Gemäss § 31 Abs. 2 LBBG müssen Investitionen, die Folgekosten zulasten des Kantons auslö
sen, vor der Vornahme der Investition bewilligt werden. § 37 Abs. 1 LBBV definiert die Grenze,
ab der eine Bewilligung des Kantons nötig ist. Die Bestimmung entspricht dem bisherigen § 22
Abs. 1 SEV. Die Bewilligungsgrenze wurde von bisher 100 000 Franken auf 150 000 Franken
erhöht. Dies trägt den über die Jahre seit Inkrafttreten der SEV gestiegenen Investitionskosten
Rechnung und vermindert den administrativen Aufwand für die Verwaltung. Eine gegenüber der
bisherigen SEV neu eingefügte Formulierung verlangt, dass Investitionen, die gemäss der In
terkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen vom 15. März 2001
(IVöB; BGS 721 .52) nicht freihändig vergeben werden können, ebenfalls bewilligungspflichtig
sind. Damit können auch Investitionen unter 150 000 Franken bewilligungspflichtig sein. Aktuell
sind dies Lieferungen gemäss IVöB, deren Schwellenwert für die freihändige Vergabe
100 000 Franken beträgt. Damit kann der Kanton die Einhaltung des Submissionsrechts bei In
vestitionen weiterhin über das Instrument der Bewilligung überwachen.

Die Voraussetzungen für die Bewilligung in § 37 Abs. 2 LBBV wurden gegenüber dem bisheri
gen § 22 Abs. 2 SEV nicht verändert. Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten nimmt die Direk
tion des Innern die Beurteilung der lnvestitionsvorhaben gemäss Abs. 3 unter Einbezug der
Baudirektion vor. Diese Bestimmung entspricht unverändert dem bisherigen § 22 Abs. 3 SEV.

Abs. 4
Mit Abs. 4 werden die Bestimmungen des Bundesgesetzes über Beseitigung von Benachteili
gungen von Menschen mit Behinderungen (BehiG) vom 13. Dezember 2020 in der LBBV veran
kert. Damit muss die Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung bei lnvestitionsvorhaben im
Geltungsbereich des BehiG angemessen berücksichtigt werden. Bei Einrichtungen für Perso
nen mit Behinderung ist dies besonders wichtig. Die Leistungserbringenden sind verantwortlich,
die nötige Stellungnahme einer Fachstelle für hindernisfreies Bauen für ihre entsprechenden
Vorhaben rechtzeitig einzuholen, und sie tragen die entsprechenden Kosten. Die Beurteilung
des Vorhabens obliegt nach der Berücksichtigung der Stellungnahme der entsprechenden
Fachstelle nach wie vor bei der Direktion des Innern. Im Rahmen des BehiG ist die Verhältnis
mässigkeit zu berücksichtigen.

§ 38 Investitionsdarlehen
Abs. 1
Darlehen und Garantien oder Bürgschaften des Kantons können für Bau- oder Investitionsvor
haben mit anrechenbaren Investitionskosten von über 100 000 Franken gewährt werden.

Abs. 2
Der Umfang der Darlehen und Garantien oder Bürgschaften im Verhältnis zu den Gesamtkos
ten der Investition wird mit Abs. 2 begrenzt. Es wird von den Leistungserbringenden erwartet,
dass sie einen Teil der Investition selber finanzieren, sei es über den Kapitalmarkt, Spenden
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oder Eigenkapital. Gemäss Bst. a soll für Spezialbauten mit 80 Prozent der anrechenbaren In
vestitionskosten ein höherer Anteil an Darlehen und Garantien oder Bürgschaften gewährt wer
den können als gemäss Bst. b für übrige Vorhaben mit 50 Prozent. Unter Spezialbauten kön
nen etwa klassische Wohnheimbauten verstanden werden. Da bei Spezialbauten Finanzie
rungslücken aufgrund von tieferen Bewertungen gegenüber Standardbauten wie Wohnhäusern
entstehen können, kann die Finanzierung für die Leistungserbringenden schwieriger sein. Ob
für ein Vorhaben ein Darlehen, eine Garantie oder eine Bürgschaft oder eine Kombination aus
Darlehen und Garantie oder Bürgschaft gewährt wird, liegt im Ermessen des Kantons.

Abs. 3 und 4
Die vertragliche Vereinbarung bezüglich Laufzeit, Rückzahlung und Sicherung erlaubt den In
vestitionsprojekten angepasste Lösungen. Die Bedingungen können vom Regierungsrat einsei
tig festgelegt werden. Bei Darlehen des Kantons haben die Leistungserbringenden dem Kanton
einen marktüblichen Zins zu entrichten. Dieser Zins fliesst letztlich in den Tarif der Einrichtung
ein, dies ermöglicht eine Vollkostensicht und einen fairen Tarifvergleich zwischen den Anbie
tenden. Überdies ist die Beteiligung der anderen Kantone an den Investitionskosten sicherge
stellt, die Aufenthalte in Zuger Einrichtungen finanzieren.

§ 39 Reserven aus Leistungsvereinbarung
Die Bestimmung in Abs. 1 ersetzt den bisherigen § 25 Abs. 1 SEV. Die Terminologie wurde den
heutigen Rechnungslegungsstandards, namentlich Swiss GAAP FER angepasst. Die Formulie
rung entspricht der heutigen Praxis. Der Abs. 2 entspricht unverändert dem bisherigen § 25
Abs. 4 SEV. Die restlichen Bestimmungen der bisherigen SEV zu den Reserven aus Leistungs
vereinbarung wurden im Sinne der Normenhierarchie neu in das Gesetz aufgenommen.

Abschnitt 7: Rechtsschutz

§ 40 Schlichtungsverfahren

Diese Bestimmungen entsprechen dem bisherigen § 31 SEV. Der bisherige Absatz 1 wurde
aus redaktionellen Gründen in zwei Absätze aufgeteilt. Neu ist in Absatz 2 explizit festgehalten,
dass das Schlichtungsverfahren von einem von der Leitung der Einrichtung unabhängigen Or
gan durchgeführt wird. Mit Leitung ist grundsätzlich die operative Leitung gemeint, je nach
Konstellation kann aber auch die Unabhängigkeit von der strategischen Führung (z.B. Vor
stand) angezeigt sein. Ohne Unabhängigkeit des Schlichtungsorgans ist ein Schlichtungsver
fahren wenig zielführend. Mit Unabhängigkeit ist einerseits die personelle und organisatorische
Unabhängigkeit gemeint, andererseits darf das Organ keine Weisungen der Einrichtungen ent
gegennehmen. Abs. 3 ist gegenüber dem bisherigen § 31 Abs. 2 SEV unverändert.

Abschnitt 8: Schlussbestimmungen

§ 41 Übergangsbestimmung
Obschon künftig keine Investitionsbeiträge durch den Kanton mehr geleistet werden, muss für
die Übergangszeit der Umgang mit den bestehenden Investitionen, die über Kantonsbeiträge
finanziert wurden, geregelt werden. § 41 entspricht dem bisherigen § 23 Abs. 2 SEV und stellt
sicher, dass den anderen Kantonen weiterhin Investitionszuschläge für die durch den Kanton
Zug gewährten Beiträge verrechnet werden können, bis die Investitionen abgeschrieben sind.
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Anhang zur Verordnung

§ 1 Tarife und Maximalbetrag ambulante Leistungen
Abs. 1

Die in der Tabelle aufgeführten Tarife je Stunde und Leistungsart richten sich nach § 32 LBBV.
Sie wurden durch ein zweigleisiges Vorgehen ermittelt. Einerseits konnten Zuger Leistungser
bringende sowie das Kantonale Sozialamt im Rahmen von Modellprojekten Erfahrungen mit
ambulanten Leistungen sammeln, um kostendeckende Tarife zu ermitteln. Anderseits wurden
Tante anderer Kantone sowie von vergleichbaren Spitexleistungen analysiert. Die Tarife für As
sistenzleistungen wiederum orientieren sich an den Ansätzen des IV-Assistenzbeitrags. Wür
den hier substanziell höhere Tarife abgegolten, wäre dies unfair gegenüber Beziehenden des
IV-Assistenzbeitrages. Bei tieferen Tarifen hingegen fänden sich keine Leistungserbringenden.
Die Tarife für Fachleistungen sind vergleichbar mit den Ansätzen anderer Kantone sowie von
qualifizierten Spitexleistungen. Sie sind in Anbetracht des Zuger Preisniveaus eher knapp kal
kuliert. Dadurch wird ein Anreiz zu kostenbewusstem Handeln seitens der Anbietenden gesetzt.
Sollte sich zeigen, dass die Tarife bei den Anbietenden zu Defiziten führen, können die Tarife
vom Regierungsrat bei Bedarf jederzeit angepasst werden.

Der höchste Tarif (Fachleistung 3) von 135 Franken pro Stunde ist insbesondere auf Leistungs
erbringende im Bereich der anspruchsvollen Begleitung psychisch Beeinträchtigter ausgerich
tet. In diesem Segment ist ein hoher Anteil von Betreuungspersonen mit spezialisierter Terti
ärausbildung (bspw. Psychiatriepf lege oder Soziale Arbeit) notwendig. Die Begleitung umfasst
auch den Umgang mit komplexen Krankheitsbildern und Krisen. Solche Leistungen erbringt ak
tuell die Stiftung Phönix.

Der Tarif Fachleistung 2 von 125 Franken pro Stunde ist auf Leistungserbringende ausgerich
tet, die insbesondere Personen mit kognitiven oder körperlichen Beeinträchtigungen begleiten.
Es wird Personal auf Tertiär- und Sekundärstufe eingesetzt. Die Begleitung umfasst insbeson
dere lebenspraktische Unterstützung oder Hilfe bei Aktivitäten des täglichen Lebens durch
Fachpersonen. Entsprechende Leistungen erbringen aktuell die Stiftung Zuwebe, Fragile
Suisse und die Stiftung Maihof.

Der Tarif Fachleistung 1 von 95 Franken pro Stunde ist auf Leistungserbringende ausgerichtet,
die insbesondere Personen mit kognitiven oder körperlichen Beeinträchtigungen begleiten. Da
bei werden nebst Fachpersonen speziell geschulte Laien/Quereinsteigende eingesetzt, die von
Fachpersonen begleitet werden. Die Begleitung umfasst insbesondere lebenspraktische Unter
stützung oder Hilfe bei Aktivitäten des täglichen Lebens durch geschulte Betreuungspersonen
unter fachlicher Aufsicht. Entsprechende Leistungen erbringt aktuell Pro Infirmis.

Gemäss § 32 LBBV legt die Direktion des Innern die Anforderungen an die jeweiligen Tarifstu
fen fest. Im Rahmen der Anerkennung bestimmt die Direktion des Innern ferner, zu welchem
Tarif die jeweiligen Leistungserbringenden ihre Leistungen anbieten dürfen.

Der Tarif für Assistenzleistungen gilt für alle Leistungserbringenden ohne Anerkennung. Dazu
zählen auch Familienangehörige. Für Familienangehörige ist gemäss Abs. 5 jedoch ein tieferes
Stundenmaximum vorgesehen.

Abs. 2
Werden ambulante Leistungen während der Nacht erbracht, fallen für die Leistungserbringen
den höhere Lohnkosten oder Zeitzuschläge an. Somit ist davon auszugehen, dass die Tarife
gemäss Abs. 1 die Kosten nicht zu decken vermögen. Die Bestimmung erlaubt es der Direktion
des Innern, Tarife oder Pauschalen für Leistungen während der Nacht festzulegen. Dadurch
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kann die Direktion des Innern auf die Gegebenheiten von Leistungserbringenden und die Be
darfslage der Personen eingehen. Die Regelung stellt die notwendige Flexibilität sicher, da bis
her noch keine Erfahrungen mit Leistungen in der Nacht vorliegen. Solche Leistungen können
in der ambulanten Betreuung je nach Person sehr punktuell oder kurz nötig sein. Unabhängig
von allfälligen Nachttarifen oder Pauschalen gilt der Maximalbetrag für Leistungen gemäss
Abs. 4.

Abs. 3
Da sich die Tarife zu Vollkosten berechnen, wird eine allfällige Eigenleistung der Person nach

§ 36 LBBV zur Deckung dieser Tarife beigezogen. Konkret bedeutet das, dass Eigenleistungen
nicht zusätzlich zu den Tarifen gemäss der Tabelle verrechnet werden können. Die Eigenleis
tungen werden gemäss § 30 LBBG von der Direktion des Innern festgelegt. Aktuell wird aus
schliesslich eine allfällige Hilf losenentschädigung gemäss § 36 Abs. 1 LBBV als Eigenleistung
erhoben.

Abs. 4
Das Maximum an nach LBBG möglichen ambulanten Leistungen (der sogenannte Schwellen
wert) entspricht dem Betrag von zwei Stunden pro Person und Tag zum Tarif der Fachleis
tung 3. Der mögliche Maximalbeitrag des Kantons für ambulante Leistungen nach LBBG be
trägt somit zwei Stunden pro Tag ä 135 Franken (d.h. 270 Franken pro Tag, resp. 98 550 Fran
ken für 365 Tage) abzüglich einer allfälligen Eigenleistung. Vorbehalten bleiben § 32 Abs. 2
und § 33 Abs. 4 LBBV. Dieses generelle betragliche Maximum gilt unabhängig davon, welche
Leistungsarten im Einzelfall im Rahmen einer Kostenübernahmegarantie beantragt werden.
Werden Leistungsarten gemäss Abs. 1 mit tieferen Tarifen als die Fachleistung 3 bezogen,
sind entsprechend mehr Stunden möglich, bis der maximale Betrag erreicht ist. Jedoch ist beim
Leistungsbezug immer die individuelle Kostenübernahmegarantie gemäss § 21ff LBBG mass
gebend. Sie legt den individuell möglichen Stundenumfang im Einzelfall gemäss dem Bedarf
der Person fest (vgl. § 23 Abs. 2 und § 33 Abs. 1 LBBV). Beim Maximum gemäss dem vorlie
genden Abs. 4 handelt es sich lediglich um die generelle betragliche Obergrenze, bis zu der
Kostenübernahmegarantien grundsätzlich gesprochen werden können. Das Maximum ist als
Gesamtbetrag über die Laufzeit einer Kostenübernahmegarantie zu verstehen, d.h. bei bei
spielsweise einer Kostenübernahmegarantie über ein Jahr (365 Tage) darf der Gesamtbetrag
98 550 Franken nicht übersteigen. Das Maximum an möglichen ambulanten Leistungen nach
LBBG gilt unabhängig von Leistungen nach anderen Erlassen oder Leistungen anderer Finan
zierungsträger. Folgende Grafik zeigt die Funktionsweise des Maximums gemäss Abs. 4:

— 3 Stunden Fachleistung 3 = Fr. 405/d

Maximum = Fr. 270/d

— 3 Stunden Assistenzleistung = Fr. 105/d

Die Grafik illustriert folgendes Beispiel: Die Bedarfsabklärungsstelle bemisst den individuellen
Bedarf einer Person auf drei Stunden pro Tag. Für sie kann nun eine individuelle Kostenüber
nahmegarantie für drei Stunden Assistenzleistungen gesprochen werden, jedoch nur für zwei
Stunden Fachleistung 3, da damit das generelle Maximum erreicht ist. Möchte die Person
Fachleistungen 2 beziehen, wären in diesem Fall 2.16 Stunden möglich und bei Fachleistun
gen 1 wären es 2.84 Stunden, bei denen das generelle Maximum erreicht ist. Das vorgesehene
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Maximum entspricht dem bereits heute in den ambulanten Modellprojekten von InBeZug gelten
den Maximalwert. In den Modeliprojekten wurde diese Obergrenze bis jetzt noch von keiner
Person erreicht. In den Modeliprojekten belief sich die langfristige durchschnittliche Bezugs-
menge an ambulanten Leistungen auf rund 10 Stunden pro Monat und Person (d.h. 0,33 Stun
den pro Tag, was zum höchsten vorgesehen Fachleistungstarif 16 200 Franken pro Jahr ent
spricht).

Abs. 5
Für ambulante Leistungen von Familienangehörigen gilt gemäss Abs. 5 ein tieferes Maximum
an Leistungen. Familienangehörige dürfen maximal eine Stunde pro Tag als Assistenzleistun
gen nach LBBG erbringen. Werden zusätzlich noch Leistungen anderer Leistungserbringender
nach LBBG bezogen, so gilt gesamthaft das Maximum gemäss Abs. 4, die maximale Anzahl
Stunden an Leistungen von Familienangehörigen darf aber nicht überschritten werden. Mit ei
ner Stunde pro Tag können Familienangehörige pro Jahr (365 Tage) Leistungen für maximal
12 775 Franken abrechnen — sofern der individuelle Bedarf der Person gemäss Kostenüber
nahmegarantie mindestens eine Stunde pro Tag beträgt. Mit diesem Beitrag soll die Betreu
ungsarbeit zugunsten von erwachsenen Angehörigen mit Behinderung honoriert werden. Da
das Maximum aber kein Familieneinkommen ersetzt, kann gleichzeitig verhindert werden, dass
heikle finanzielle Abhängigkeiten entstehen.

Abs. 6

Die Anpassung der Tarife an die allgemeine Preisentwicklung erfolgt anhand dem Landesindex
der Konsumentenpreise. Bei Inkrafttreten der Verordnung gilt der Index zu diesem Zeitpunkt.
Die Direktion des Innern errechnet und publiziert die Anpassungen für die Leistungsarten ge
mäss § 1 jährlich. Der Maximalbeitrag errechnet sich nach Abs. 4.

D. Finanzielle Auswirkungen

Die finanziellen Auswirkungen der vorgesehenen Anpassungen wurden im Bericht und Antrag
zu den Änderungen des Gesetzes erläutert. Die vorliegende Verordnungsrevision hat keine
darüberhinausgehenden eigenständigen finanziellen Auswirkungen. Dementsprechend wird auf
die Ausführungen im Bericht und Antrag des Regierungsrats vom 31. Mai 2022 verwiesen.

Beilagen:

- Beilage 1: Erlasstext Verordnung (LBBV)
- Beilage 2: Erlasstext Anhang zur Verordnung (LBBV-Anhang)
- Beilage 3: Verzeichnis Adressatinnen und Adressaten konferenzielle Anhörung



Beilage 1

Kanton Zug fFundst. od. Gesch.-Nr.J (ID 2480)

Ergebnis 1. Lesung des Regierungsrats vom 11. Juli 2023

Verordnung
über Leistungen für Menschen mit Behinderung und
Betreuungsbedarf
(LBBV)

Vom [...J

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (BGS-Nummern)

Neu: 861.512
Geändert: —

Aufgehoben: 861.512

Der Regierungsrat des Kantons Zug,

gestützt auf § 47 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Zug (Kantons
verfassung, KV) vom 31. Januar l894 und § 38 des Gesetzes über Leistun
gen flur Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf vom
(LBBG2),

beschliesst:

1.
Der Erlass BGS 861.512, Verordnung über Leistungen für Menschen mit
Behinderung und Betreuungsbedarf (LBBV), wird als neuer Erlass publi
ziert.

° BGS 111.1
2) BGS 861.5



[Fundst. od. Gesch.-Nr.]

1. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Stationäre Einrichtungen
1 Als stationäre Wohnangebote gelten Wohnangebote, in denen mehr als
drei Personen regelmässig während insgesamt mindestens zwei Tagen pro
Woche tags- und nachtsüber Unterkunft und Verpflegung sowie sozialpäda
gogische Betreuung oder Pflege gewährt werden.
2 Einrichtungen flur Jugendliche und Erwachsene mit Behinderung oder
Betreuungsbedarf, die Wohnen und eine interne Berufsbildung anbieten, ge
hören auch zu den stationären Wohnangeboten.

Als Tagesstrukturen mit Lohn gelten Werkstätten gemäss Art. 3 Abs. 1
Bst. a Bundesgesetz über die Institutionen zur Förderung der Eingliederung
von invaliden Personen vom 6. Oktober 2006 (IFEG), welche als ertrags-
orientierte Dienstleistungs- oder Produktionsbetriebe mehr als drei Personen
mit Behinderung betreute Arbeit anbieten. Dazu gehören auch betreute
Arbeitsplätze ausserhalb der Einrichtung.

Mit den in Tagesstrukturen mit Lohn angestellten Personen mit Behinde
rung werden Einzelarbeitsverträge nach dem Bundesgesetz betreffend die
Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches Fünfter Teil: Obligatio
nenrecht (OR2) abgeschlossen. Sie arbeiten nach geregelten Arbeitszeiten
und werden gemäss ihrer Leistung entlöhnt.

Als Tagesstrukturen ohne Lohn gelten Tagesstätten gemäss Art. 3 Abs. 1
Bst. c IFEG3, welche als nicht ertragsorientierte Einrichtungen mehr als
drei Personen mit Behinderung betreute Tagesstrukturen anbieten.

§ 2 Ambulante Leistungen

‘Als ambulante Leistungen im Bereich Wohnen gelten Betreuungsleistun
gen, die für Personen mit Behinderung erbracht werden, die nicht in statio
nären Wohnangeboten leben.
2 Als ambulante Leistungen im Bereich Arbeit gelten Betreuungsleistungen,
die flur Personen mit Behinderung im Zusammenhang mit einer Arbeitsstel
le im ersten Arbeitsmarkt erbracht werden.

§ 3 Ambulante Betreuungsleistungen

‘Als ambulante Betreuungsleistungen im Bereich Wohnen gelten behinde
rungsbedingt notwendige Leistungen in folgenden Bereichen:

SR 831.26
2) SR220
3) SR 83 1.26
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a) Lebenspraktische Unterstützung;
b) Hilfe bei Aktivitäten des täglichen Lebens;
c) Unterstützung bei administrativen Angelegenheiten;
d) Unterstützung in der Haushaltsführung;
e) Entwicklung individueller Kompetenzen für ein selbstbestimmtes

Leben und die Teilhabe an der Gesellschaft;
f) Unterstützung in Krisensituationen;
g) Oberwachung und Hilfe in der Nacht.
2 Als ambulante Betreuungsleistungen im Bereich Arbeit gelten behinde
rungsbedingt notwendige Leistungen in folgenden Bereichen:

a) Hilfe bei alltäglichen Lebensverrichtungen im Zusammenhang mit ei
ner Arbeitsstelle auf dem ersten Arbeitsmarkt;

b) Agogische oder lebenspraktische Unterstützung im Zusammenhang
mit einer Arbeitsstelle auf dem ersten Arbeitsmarkt.

§ 4 Person mit Betreuungsbedarf
1 Als besonderer Betreuungsbedarf gemäss § 3 Abs. 1 Bst. b LBBG‘ gelten
familiäre oder soziale Problemlagen, die objektiv nachvollziehbar über übli
che Lebensschwierigkeiten hinausgehen und einer spezialisierten sozialpä
dagogischen Betreuung durch Leistungen gemäss LBBG2 bedürfen.

2. Zuständigkeiten

§ 5 Wohnbereich von Sonder- und Privatschulen

‘Die Direktion des Innern prüft regelmässig die Einhaltung der Bewilli
gungsvoraussetzungen der Wohnbereiche von Sonder- und Privatschulen

gemäss § 10 dieser Verordnung und erstattet Bericht zuhanden der Direkti
on für Bildung und Kultur.

§ 6 Kantonale IVSE3-Verbindungsstelle

‘Die Direktion des Innern führt die kantonale Verbindungsstelle und nimmt

die durch die Interkantonale Vereinbarung fir Soziale Einrichtungen vom

13. Dezember 2012 4) festgelegten Aufgaben wahr.

BGS 861.5
2) BGS 861.5
3) BGS 861.52

BGS 861.52

3



[Fundst. od. Gesch.-Nr.j

§ 7 Koordination der Behindertengleichstellung
‘Die Direktion des Innern erarbeitet in der Regel alle vier Jahre im Auftrag
des Regierungsrats den Massnahmenplan zur Förderung der Gleichstellung
von Menschen mit Behinderung gemäss § 5 LBBG.
2 Die Direktion des Innern nimmt die Prüfung der Wirksamkeit der Mass
nahmen vor und veröffentlicht die Ergebnisse nach Genehmigung des Re
gierungsrats in einem Bericht.

3. Bewilligung, Anerkennung und Aufsicht

3.1 Allgemeine Bestimmungen

§ 8 Gesuch
‘Mit dem Gesuch um Erteilung einer Betriebsbewilligung oder um Aner
kennung sind die von der zuständigen Direktion zu bestimmenden Unterla
gen einzureichen.

§ 9 Aufsicht
Die zuständige Direktion trägt durch Austausch und Information dazu bei,

dass sich die Qualität und Organisation der Leistungserbringenden gemäss
den aktuellen fachlichen Anforderungen entwickeln.
2 Sie koordiniert die Aufsicht mit anderen Fachstellen, die Kontrollfunktio
nen wahrnehmen.

Die zuständige Direktion kann im Rahmen der Aufsicht jederzeit die Ein
haltung der Bewi 11 igungs- und Anerkennungsvoraussetzungen überprüfen
und zur Behebung von fachlichen, betrieblichen oder räumlichen Mängeln
Weisungen erteilen.

§ 10 Prüfling der Bewilligungs- oder Anerkennungsvoraussetzungen
1 Die zuständige Direktion überprüft mindestens alle vier Jahre, ob die Be
willigungs- oder Anerkennungsvoraussetzungen noch erflillt sind. Vorbe -

halten bleiben spezielle Bestimmungen oder Bestimmungen übergeordneten
Rechts.
2 Der zuständigen Direktion sind die für die Prüfung der Bewilligungs- und
Anerkennungsvoraussetzungen erforderlichen Unterlagen einzureichen.

3) BGS 861.5

4



jFundst. od. Gesch.-Nr.]

Die Überprüfung beinhaltet einen Einblick in die Leistungserbringung vor
Ort, wobei Folgendes im Vordergrund steht:
a) die Ausrichtung am individuellen Bedarf sowie die Gewährleistung

der Selbstbestimmung der betreuten Personen;
b) die Umsetzung und Entwicklung der konzeptionellen und qualitativen

Grundlagen.
‘ Bei der Überprüfung sind die betreuten Personen und die Mitarbeitenden
in geeigneter Form miteinzubeziehen.

Das Ergebnis der Prüfung wird in einem Bericht zuhanden der Träger
schaft festgehalten.
6 Werden gemäss dem Bericht Abweichungen von den Bewilligungs- oder
Anerkennungsvoraussetzungen festgestellt, so dient dieser als Grundlage für
alifällige Massnahmen der zuständigen Direktion gemäss § 17 LBBG‘.

3.2 Bewilligung von stationären Einrichtungen

§ 11 Bewilligung stationäre Einrichtungen für Erwachsene mit
Behinderung

1 Eine Bewilligung für stationäre Einrichtungen für Erwachsene mit Behin
derung kann erteilt werden, wenn:
a) das Raumangebot, die Anordnung und die Ausstattung der Räume so

wie der Standort der Einrichtung den Bedürfnissen der betreuten Per
sonen entsprechen;

b) das Leistungsangebot in einem Konzept dargestellt ist, das aufzeigt,
wie die Leistungserbringung den Bedürfnissen und Persönlichkeits
rechten der betreuten Personen entsprechend umgesetzt wird;

c) die Leitung und das Personal über die nötigen Kompetenzen verfügen
sowie der Bestand der Mitarbeitenden angemessen ist, um eine den
Bedürfnissen der betreuten Personen entsprechende Leistungserbrin -

gung zu gewährleisten;
d) die finanzielle Situation sowie die Tarifgestaltung die dem Zweck ent

sprechende Leistungserbringung gewährleisten;
e) die Rechte und Pflichten zwischen der Einrichtung und der betreuten

Person in einem Vertrag geregelt sind und die Einrichtung aktiv dar
über informiert; und

BGS 861.5
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f) die Einrichtung ein Verzeichnis über die betreuten Personen führt, das
Angaben zum zivilrechtlichen Wohnsitz, zu alifälligen Massnahmen
des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts, zum Rentenstatus, zum
Grad der Hilflosigkeit, zur Art und zum Tarif der von ihnen bezoge
nen Leistung enthält.

§ 12 Bewilligung stationäre Einrichtungen für Minderjährige

‘Zusätzlich zu den Voraussetzungen nach Art 15 Abs. 1 der Verordnung
über die Aufnahme von Pflegekindem vom 19. Oktober 1977 (Pflegekin
derverordnung, PAVO) muss die Einrichtung zur Erfüllung der Bewilli
gungsvoraussetzungen nachweisen, dass:
a) das Raumangebot, die Anordnung und die Ausstattung der Räume so

wie der Standort der Einrichtung den Bedürfnissen der betreuten Per
sonen entsprechen;

b) das Leistungsangebot in einem Konzept dargestellt ist, das aufzeigt,
wie die Leistungserbringung den Bedürfnissen der betreuten Personen
entsprechend umgesetzt wird;

c) die Persönlichkeitsrechte der betreuten Personen gewahrt sind, na
mentlich ihr Recht auf Selbstbestimmung, auf Privatsphäre, auf indivi
duelle Förderung, auf soziale Kontakte ausserhalb der Institution, auf
Schutz vor Missbrauch und Misshandlung sowie ihr Recht und das ih
rer Angehörigen auf Mitwirkung;

d) die finanzielle Situation sowie die Tarifgestaltung die dem Zweck ent
sprechende Leistungserbringung gewährleisten; und

e) die Rechte und Pflichten zwischen der Einrichtung und der betreuten
Person in einem Vertrag geregelt sind und die Einrichtung aktiv dar
über informiert.

§ 13 Bewilligung Dienstleistungsangebote in der Familienpflege
1 Für Dienstleistungsangebote in der Familienpflege gelten die Bewilli
gungsvoraussetzungen nach § 12 dieser Verordnung sinngemäss.
2 Die Dienstleistungsangebote in der Familienpflege müssen zudem die Zu
sammenarbeit mit den Pflegefamilien vertraglich regeln und sicherstellen,
dass die Pflegefamilien über eine Bewilligung nach Art 4. PAVO2 verfü
gen.

‘ SR21I222.338
2) SR211.222.338
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§ 14 Bewilligung weiterer stationärer Einrichtungen

‘Für alle weiteren stationären Wohnangebote gelten die Anerkennungsvor
aussetzungen nach Art. 5 Abs. 1 IFEG2 sinngemäss als Bewilligungsvor
aussetzungen.
2 Die Voraussetzungen nach § 11 dieser Verordnung sind ebenfalls zu erftul
len.

§ 15 Haftpflichtversicherung

Sämtliche stationären Einrichtungen haben den Nachweis über den Ab
schluss einer Betriebshaftpflichtversicherung mit einer angemessenen De
ckungssumme zu erbringen.

3.3 Anerkennung von stationären Einrichtungen

§ 16 Grundsatz

‘Zusätzlich zu den Bestimmungen nach § 10 LBBG gelten als Vorausset
zungen der Anerkennung:
a) für Einrichtungen flur Erwachsene mit Behinderung die Einhaltung

von § 11 und 15 sowie § 17 bis 19 dieser Verordnung;
b) für Einrichtungen flur Minderjährige die Einhaltung von § 12 und 15

sowie § 17 bis 19 dieser Verordnung.

§ 17 Trägerschaft

Die Einrichtung ist von einer Trägerschaft zu fUhren, welche von der ope
rativen Ebene unabhängig ist.
2 Die Unabhängigkeit gilt als gewährleistet, wenn die Mitglieder des leiten
den Organs der Trägerschaft und die Geschäftsleitung der Einrichtung nicht
persönlich miteinander verbunden sind.

Das leitende Organ der Trägerschaft muss sich aus mindestens fünf Mit
gliedern zusammensetzen, die nicht persönlich miteinander verbunden sind.
“Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung dürfen der Träger
schaft nicht angehören.

2) SR 831.26
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§ 18 Qualitätsmanagement

Die Einrichtung ist verpflichtet, die Entwicklung und Sicherung der Quali
tät ihres Angebots wahrzunehmen, indem sie ihre Organisation, Leistungs
erbringung und Zielerreichung regelmässig und systematisch überprüft, an-
passt und in geeigneter Form dokumentiert.

§ 19 Mitbestimmung der betreuten Personen
1 Die Mitbestimmung der betreuten Personen gilt als gewährleistet, wenn
die Einrichtung die Mitwirkung mittels angemessener Prozesse und Struktu
ren wie Beiräten oder Nutzendenvertretungen umsetzt.

3.4 Ambulante Leistungserbringende

§ 20 Anforderungen an ambulante Leistungserbringende ohne
Anerkennung

‘Die ambulanten Leistungserbringenden ohne Anerkennung müssen spätes
tens mit dem Gesuch um Kostenübernahmegarantie bei der Direktion des
Innern registriert werden.
2 Alle Personen, die ambulante Betreuungsleistungen erbringen, legen vor
der Aufnahme ihrer Tätigkeit dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin einen
aktuellen Privat- sowie Sonderprivatauszug aus dem Strafregister vor.

Die Person mit Behinderung schliesst mit den nicht anerkannten Leis
tungserbringenden einen zivilrechtlichen Vertrag über die Assistenzleistun
gen in schriftlicher Form.

§ 21 Voraussetzungen flir die Anerkennung von ambulanten
Leistungserbringenden

1 Als Anforderungen an die Organe der Trägerschaft und die Qualität gelten
§ 17 und 18 dieser Verordnung.
2 Ferner muss die Leistungserbringerin oder der Leistungserbringer nach
weisen, dass:

a) das Leistungsangebot in einem Konzept dargestellt ist, das aufzeigt,
wie die Leistungserbringung den Bedürfnissen der betreuten Personen
entsprechend umgesetzt wird;

b) die Persönlichkeitsrechte der Personen gewahrt sind, namentlich ihr
Recht auf Selbstbestimmung, auf Privatsphäre sowie auf Schutz vor
Missbrauch und Misshandlung;

8
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c) die Leitung und das Personal über die nötigen Kompetenzen verfügen
sowie der Bestand der Mitarbeitenden angemessen ist, um eine den
Bedürfnissen der betreuten Personen entsprechende Leistungserbrin
gung zu gewährleisten;

d) die finanzielle Situation die dem Zweck entsprechende Leistungser
bringung gewährleistet;

e) die Rechte und Pflichten zwischen der Leistungserbringerin oder dem
Leistungserbringer und der betreuten Person in einem Vertrag geregelt
sind und die Leistungserbringerin oder der Leistungserbringer aktiv
darüber informiert;

f) die Leistungserbringerin oder der Leistungserbringer ein Verzeichnis
über die betreuten Personen führt, das Angaben zum zivilrechtlichen
Wohnsitz, zu alifälligen Massnahmen des Kindes- und Er
wachsenenschutzrechts, zum Rentenstatus, zum Grad der Hilflosig
keit, zur Art und zum Tarif der von ihnen bezogenen Leistung enthält;
und

g) die Leistungserbringerin oder der Leistungserbringer über eine
Betriebshaftpflichtversicherung mit einer angemessenen Deckungs -

summe verifigt.

4. Steuerung

§ 22 Leistungserfassung und Rechnungslegung

‘Anerkannte Leistungserbringende und Anbietende sonstiger Angebote ha
ben eine Kostenrechnung gemäss den Vorgaben der Direktion des Irmem zu
führen.
2 Anerkannte Leistungserbringende haben einen Abschluss nach Swiss
GAAP FER und als Nonprofit-Organisation nach Swiss GAAP FER 21 zu
erstellen.

Ist die Trägerschaft der oder des anerkannten Leistungserbringenden ge
mäss anderen Erlassen zu keiner Revision verpflichtet, so hat sie eine einge
schränkte Revision durchzufiihren.
‚ Die anerkannten Leistungserbringenden für Erwachsene mit Behinderung
erfassen die individuell pro Person erbrachten Betreuungsleistungen in der
Regel nach einer von der Direktion des Innern vorgegebenen einheitlichen
Methode.

9
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5. Leistungsbezug

§ 23 Kostenübernahmegarantien

‘Eine individuelle Kostenubernahmegarantie flr Leistungen einer statio
nären Einrichtung, die nicht der IVSE‘ unterstellt ist, wird gewährt, wenn:
a) die Einrichtung, sofern im Standortkanton erforderlich, über eine

Betriebsbewilligung verfügt;
b) Leistungsangebot, Konzept und Qualität dem vorgesehenen Zweck

entsprechen; und
c) die Trägerschaft die Betriebsrechnung offenlegt und einen wirtschaft

lichen Betrieb gewährleistet. Die Direktion des Innern kann Vorgaben
zur Rechnungslegung und Tarifgestaltung machen.

2 Individuelle Kostenübernahmegarantien für ambulante Leistungen werden
basierend auf dem individuellen Bedarf in Stunden gewährt.

Macht die betroffene Person Beiträge und Leistungen gestützt auf andere
Erlasse, auf welche sie einen Anspruch haben könnte, nicht hinreichend gel
tend, kann die Kostenübernahmegarantie ganz oder teilweise verweigert
werden.

§ 24 Wohnsitzdauer bei ambulanten Leistungen

‘Die Wohnsitzdauer gemäss § 22 Abs. 2 LBBG2 muss nicht erfüllt sein, so
fern:

a) innerhalb von 12 Monaten vor Erteilung der Kostenübernahmegaran
tie der Kanton Zug nach Massgabe der IVSE3 zuständig war;

b) innerhalb von 12 Monaten vor Erteilung der Kostenübemahmegaran
tie ein Kanton nach Massgabe der 1VSE4 zuständig war, der ver
gleichbare ambulante Leistungen ohne Mindestwohnsitzdauer ausrich
tet;

c) während 12 Monaten vor Erteilung der Kostenübernahmegarantie die
betroffene Person ihren zivilrechtlichen Wohnsitz in einem Kanton
hatte, der vergleichbare ambulante Leistungen ohne Mindestwohnsitz
dauer ausrichtet; oder

d) der Regierungsrat mit dem betreffenden Kanton eine Vereinbarung
über die gegenseitige Kostenübernahme für ambulante Leistungen ab
geschlossen hat.

‘ BGS 861.52
2) BGS 861.5
3) BGS 861.52
4) BGS 861.52
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2 Die Direktion des Innern bezeichnet die Kantone gemäss Abs. 1 Bst. b und
c.

§ 25 Gesuchseinreichung

‘Gesuche um individuelle Kostentibernahmegarantie sind nach den Vorga
ben der Direktion des Innern einzureichen.
2 Gesuche flur stationäre Leistungen sind von der stationären Einrichtung,
Gesuche flur ambulante Leistungen von der Person mit Behinderung zu stel
len.

Bei Personen mit Betreuungsbedarf holt die stationäre Einrichtung vor
Einreichung des Gesuchs eine Begründung des Aufenthalts bei der zustän
digen Gemeinde oder gegebenenfalls einer Beistandsperson ein. Bei ausser
kantonalen Einrichtungen holt die Direktion des Innern die Begründung ein.

Die zuständige Gemeinde oder gegebenenfalls die Beistandsperson be
gründet die Notwendigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des Aufent
halts, indem sie die Problemstellung, bisherige Massnahmen sowie Zielset
zung der angezeigten Massnahme darlegt.

§ 26 Dringlichkeit

Kann das Gesuch um individuelle Kostenübernahmegarantie infolge zeitli
cher Dringlichkeit nicht vor dem Beginn der Leistungserbringung gestellt
werden, so ist die nachträgliche Gesuchseinreichung zu begründen.
2 Ist bei einer nachträglichen Gesuchseinreichung bei ambulanten Leistun
gen oder bei Leistungen einer stationären Einrichtung, die nicht der IVSE‘
unterstellt ist, die zeitliche Dringlichkeit nicht gegeben, so wird die indivi
duelle Kostenübernahmegarantie erst ab dem Zeitpunkt gewährt, in dem das
Gesuch auf der Direktion des Innern einging.

Konnte eine Person mit Behinderung aufgrund der zeitlichen Dringlichkeit
die Bedarfsabklärung oder -überprüfung nicht rechtzeitig absolvieren, kann
die Direktion des Innern eine provisorische Kostenübernahmegarantie
gewähren.

§ 27 Individuelle Bedarfsabklärung

‘Die Bedarfsabklärungsstelle führt die Abklärung unter Einbezug der Per
son mit Behinderung durch. Die Person mit Behinderung kann sich bei der
Abklärung von Vertrauenspersonen unterstützen oder in Ausnahmefällen
vertreten lassen.

‘ BGS 861.52
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2 Die Abklärung erfolgt anhand einer von der Direktion des Innern vorgege
benen fachlich anerkannten Methodik.

§ 28 Bedarfsüberprüfung
1 Die periodische Überprüfung des Bedarfs richtet sich nach den Vorgaben
von § 28 dieser Verordnung.
2 Die Person mit Behinderung kann jederzeit, jedoch höchstens einmal in
zwölf Monaten, eine Bedarfsüberprüfung verlangen.

Begründete Fälle, in denen auf die periodische Bedarfsüberprüfung ver
zichtet werden kann, müssen folgenden Kriterien genügen:
a) mindestens fünf Jahre dauernder Bezug einer gleichartigen Leistung

ohne Veränderung des individuellen Bedarfs; und
b) explizit gewünschter Verzicht auf die Überprüfung durch die Person

mit Behinderung.

Wird auf eine periodische Bedarfsüberprüfung verzichtet, weil sich die
Person in einer ausserkantonalen Einrichtung aufbält, die der IVSE2 unter
stellt ist, hat die Person der Direktion des Innern den Bedarf für die Weiter
führung der Leistung periodisch auszuweisen.

§ 29 Meldepflicht

1Die betroffenen Personen sind verpflichtet, der Direktion des Innern Ände
rungen mit Auswirkungen auf eine gewährte Kostenübernahmegarantie um
gehend zu melden.
2 Meldepflichtig sind ferner die stationären Einrichtungen sowie die aner
kannten ambulanten Leistungserbringenden.

Wird die Meldepflicht verletzt, können ungerechtfertigt bezogene Leistun
gen zurückgefordert werden.

§ 30 Elektronische Datenbeschaffung durch die Direktion des Innern
1 Die zuständigen Stellen der Direktion des Innern sind zwecks Prüfung von
Kostenübemahmegarantien berechtigt, folgende Daten über Einzelabfragen
aus den kantonalen Personenregistern zu beziehen:
a) AHV-Versichertennummer;
b) Namen und Vornamen;
c) Wohnadresse und Zustelladresse;
d) Geburtsdatum und Geburtsort;
e) Heimatorte bei Schweizerinnen und Schweizern;

2) BGS 861.52
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f) Geschlecht;
g) Zivilstand;
h) Staatsangehörigkeit;
i) bei Ausländerinnen und Ausländern die Art des Ausweises;
j) Niederlassung oder Aufenthalt in der Gemeinde;
k) Niederlassungsgemeinde oder Aufenthaltsgemeinde;
1) bei Zuzug: Datum und Herkunftsgemeinde bzw. Herkunftsstaat;
m) bei Wegzug: Datum und Zielgemeinde bzw. Zielstaat;
n) Beziehungsdaten (Kindsverhältnis, Pflegeverhältnis, Haushalt);
o) Telefonnummer und E-Mail-Adresse zum Zeitpunkt der Anmeldung;
p) Angaben betreffend Vorschmundschaft, Beistandschaft oder Vorsor

geauftrag;
q) Todesdatum.

6. Finanzierung

§ 31 Tarifgestaltung stationäre Einrichtungen
Die Abgeltung anerkannter stationärer Einrichtungen erfolgt in der Regel

durch die IVSE-Methode P (Pauschalen). Die Tarife sind jährlich nach den
Richtlinien der IVSE‘ zu berechnen und gemäss den Vorgaben der Direkti
on des Innern einzureichen.
2 Die Pauschalen der anerkannten stationären Einrichtungen ffir Erwachsene
mit Behinderung (IVSE Bereich B) werden in der Regel nach dem individu
ellen Betreuungsbedarf der betreuten Personen abgestuft.

§ 32 Tarifgestaltung ambulante Leistungserbringende und
Maximalbeiträge

Für Leistungen von ambulanten Leistungserbringenden legt der Regie
rungsrat im Anhang zu dieser Verordnung2) pauschale Tarife pro Betreu
ungsstunde sowie, falls er solche bestimmt, jährliche Maximalbeiträge pro
Person mit Behinderung fest.
2 Falls die ambulante Begleitung nachweislich nicht mehr kostet als eine
vergleichbare stationäre Unterbringung, kann ein allfälliger Maximalbeitrag
für ambulante Leistungen überschritten werden.

BGS 861.52
2) BGS 861.512-Al
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Die Tarife flur Fachleistungen von ambulanten Leistungserbringenden mit
Anerkennung orientieren sich an der Qualifikation der Betreuungspersonen
sowie den marktüblichen Ansätzen. Werden Tarife nach Qualifikationsstu
fen unterschieden, regelt die Direktion des Innern die Einzelheiten zu den
Anforderungen an das Personal. Die Direktion des Innern legt im Rahmen
der Anerkennung fest, welche Tarife für eine Leistungserbringerin oder
einen Leistungserbringer Anwendung finden.

Als Familienangehöriger oder Familienangehörige gilt eine Person, die mit
der betreuten Person verheiratet ist, mit ihr in eingetragener Partnerschaft
lebt oder in gerader Linie mit ihr verwandt ist.

§ 33 Abgeltung ambulanter Leistungen
1 Es werden nur die tatsächlich erbrachten Leistungen bis maximal im Um
fang der Kostenübernahmegarantie finanziert.
2 Fachleistungen werden den anerkannten Leistungserbringenden abgegol
ten.

Assistenzleistungen werden der Person mit Behinderung erstattet.

Zusätzlich übernimmt der Kanton bei direkt durch die Person mit Behinde
rung angestellten Leistungserbringenden allfällige aus arbeitsrechtlichen
Verpflichtungen unverschuldet entstehende Verbindlichkeiten während
höchstens drei Monaten.

Die Direktion des Innern legt die Abgeltungsmodalitäten fest. Dazu gehö
ren insbesondere die Art der Abrechnung und der Rechnungsstellung.

§ 34 Eigenleistung bei stationären Einrichtungen
1 Für Personen mit Anspruch auf Ergänzungsleistungen in einer stationären
Wohneinrichtung berechnet sich die Eigenleistung entsprechend den maxi
mal anrechenbaren Kosten für Tagestaxen im Rahmen der Ergänzungsleis
tungen gemäss dem Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Ergän
zungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung
vom 8. Mai 2008 (EG ELG‘)).

1) BGS 841.7
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2 Zusätzlich wird eine allfiillige Hilfiosenentschädigung gemäss Bundesge
setz über die invalidenversicherung vom 19. Juni 1959 (1VG‘), gemäss
Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 20. De
zember 1946 (AHVG2) oder gemäss Bundesgesetz über die Unfallversiche
rung vom 20. März 1981 (UVG3) als Eigenleistung hinzugezählt.

Bei Personen in stationären Wohneinrichtungen, die in der gleichen Ein
richtung auch eine Tagesstruktur ohne Lohn beziehen, wird die Eigenleis
tung auf dem Gesamtbetrag von Wohnen und Tagestruktur erhoben.

“Bei Personen in Tagesstrukturen mit Lohn wird keine Eigenleistung erho
ben.

Falls die Direktion des Innern für privat wohnende Personen in Tages-
strukturen ohne Lohn eine Eigenleistung festlegt, darf diese höchstens den
anrechenbaren Krankheits- und Behinderungskosten gemäss EG ELG4 ent
sprechen.

§ 35 Kosten für Verpflegung und die Betreuung über Mittag in
Tagesstrukturen

Die Direktion des Innern kann Höchstansätze flur die Verpflegung in Ta
gesstrukturen von anerkannten stationären Einrichtungen festlegen, welche
von den Einrichtungen in Rechnung gestellt werden dürfen.
2 Stationäre Wohnangebote stellen flur ihre Bewohnenden die Mittagsver
pflegung sowie eine allfällige Betreuung über die Mittagszeit in Tagesstruk
turen sicher.

§ 36 Eigenleistung bei ambulanten Leistungen
1 Eine alifällige Hilfiosenentschädigung gemäss IVG51, AHVG6 oder UVG7
ist als Eigenleistung geschuldet, sofern die Zweckbestimmung der Hilflo
senentschädigung mit der Zweckbestimmung der ambulanten Leistung ver
gleichbar ist und die Hilflosenentschädigung nicht nach einem anderen Er
lass angerechnet wird.

‘ SR831.20
2) SR831.1O
3) SR 832.20
4) BGS 841.7

SR831.20
6) SR8ILLQ
7) SR 832.20
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2 Falls die Direktion des Innern zusätzlich zu Abs. 1 eine weitere Eigenleis
tung für ambulante Leistungen festlegt, darf diese höchstens den anrechen
baren Krankheits- und Behinderungskosten gemäss EG ELG‘ entsprechen.

Für ambulante Leistungen im Bereich Arbeit wird keine Eigenleistung er
hoben.

§ 37 Bewilligungspflichtige Investitionen
1 Als bewilligungspflichtige Investitionen gelten Neubauten, Umbauten, Er
weiterungsbauten, Instandsetzungen oder Anschaffungen gemäss § 31 Abs.
2 LBBG2, deren Kosten mindestens 150 000 Franken betragen oder die ge
mäss der Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungs
wesen vom 15. März 2001 (IVöB3) nicht freihändig vergeben werden kön
nen.
2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn:
a) bei Immobilien die Räumlichkeiten den Bedürfnissen der betreuten

Personen entsprechen und einer zweckmässigen und wirtschaftlichen
Betriebsführung dienen;

b) die Finanzierung des Bauvorhabens oder der Anschaffung sicherge
stellt ist;

c) die Investition im Einklang mit der Zuger Bedarfsanalyse und
Angebotsplanung steht; und

d) die Bestimmungen des Submissionsgesetzes vom 2. Juni 2005
(SubG4), der Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Be
schaffungswesen vom 15. März 2001 (1VöB5) und der Submissions
verordnung vom 20. September 2005 (SubV6) eingehalten werden.

Zur Beurteilung der Bewilligungsvoraussetzungen gemäss Abs. 2 bei Neu
bauten, Umbauten oder Erweiterungsbauten ist von der Direktion des Innern
eine Stellungnahme der Baudirektion einzuholen.

1) BGS 841.7
2) BGS 861.5
3) BGS 721.52
4) BGS 721.51
5) BGS 721.52
6) BGS 721.53
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“Sofern ein Investitionsvorhaben unter den Geltungsbereich von Art. 3 des
Bundesgesetzes über Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit
Behinderungen 13. Dezember 2002 (Behindertengleichstellungsgesetz, Be
hiG‘) fällt, ist eine Stellungnahme einer ausgewiesenen Fachstelle fi.ir hin
dernisfreies Bauen einzureichen. Diese Stellungnahme wird bei der Beurtei
lung der Bewilligungsvoraussetzungen angemessen berücksichtigt.

§ 38 Investitionsdarlehen

‘Darlehen und Garantien oder Bürgschaften können flur Bau- oder Investiti
onsvorhaben von anerkannten Leistungserbringenden gewährt werden,
wenn die anrechenbaren Investitionskosten 100 000 Franken übersteigen.
2 Darlehen und Garantien oder Bürgschaften werden höchstens gewährt ifir:
a) 80 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten für Spezialbauten.

Als Spezialbauten gelten Objekte, die nach marktüblichen Bewer
tungsgrundsätzen zu höchstens 80 Prozent der Investitionskosten be
wertet werden.

b) 50 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten flur übrige Vorhaben.
Die Laufzeit, Rückzahlung und Sicherung von Darlehen und Garantien

oder Bürgschaften werden vertraglich vereinbart. Der Regierungsrat legt die
Bedingungen fest.
“Darlehen werden zu einem marktüblichen Zinssatz verzinst.

§ 39 Reserven aus Leistungsvereinbarung

Reserven aus Leistungsvereinbarung gehören entsprechend dem zur An
wendung kommenden Rechnungslegungsstandard zum passivseitigen
Fonds- oder Fremdkapital.
2 Fällt die Anerkennung einer Einrichtung weg, so ist ein positiver Saldo der
Reserve aus Leistungsvereinbarung von der Einrichtung dem Kanton voll
umfänglich zurückzuerstatten.

7. Rechtsschutz

§ 40 Schlichtungsverfahren

‘Stationäre Einrichtungen mit einer Anerkennung haben ihr Schlichtungs
verfahren schriftlich festzuhalten und die von ihnen betreuten Personen, ihre
gesetzlichen Vertretungen und Angehörigen darüber zu informieren.

“ SR 151.3
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2 Das Verfahren wird von einem von der Leitung der Einrichtung unabhän
gigen Organ durchgeflihrt und stellt sicher, dass die Interessen der betreuten
Personen, ihrer gesetzlichen Vertretungen und Angehörigen in geeigneter
Weise wahrgenommen werden.

Auftretende Schlichtungsfälle sowie daraus abgeleitete Massnahmen sind
von der Einrichtung zu dokumentieren.

8. Schlussbestimmungen

§ 41 Übergangsbestimmung
1 Eine stationäre Einrichtung, die nach dem bisherigen Gesetz über soziale
Einrichtungen vom 26. August 2010 (SEG) lnvestitionsbeiträge des
Kantons erhalten hat und Personen mit ausserkantonalem Wohnsitz auf
nimmt, hat einen Investitionszuschlag zu verrechnen und diesen dem
Kanton zurückzuerstatten.

II.
Keine Fremdänderungen.

III.
Der Erlass BGS 861.512, Verordnung zum Gesetz über soziale Einrichtun
gen (SEV) vom 16. November 2010, wird aufgehoben.

Iv.
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Zug,

Regierungsrat des Kantons Zug

Die Frau Landammann
Silvia Thalmann-Gut

Die stv. Landschreiberin
Rene Spilimann Siegwart

Publiziert im Amtsblatt vom
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Beilage 2

Kanton Zug [Fundst. od. Gesch.-Nr.1 (ID 2481)

1M051 Ergebnis 1. Lesung des Regierungsrats vom 11. Juli 2023

Anhang zur Verordnung über Leistungen für Menschen
mit Behinderung und Betreuungsbedarf
(LBBV-Anhang)

Vom [..]

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (BGS-Nummern)

Neu: 861.512-Al
Geändert: —

Aufgehoben: —

Der Regierungsrat des Kantons Zug,

gestützt auf § 47 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Zug (Kantons
verfassung, KV) vom 31. Januar 18941) und § 38 des Gesetzes über Leistun
gen flur Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf vom
(LBBG2),

beschliesst:

1.
Der Erlass BGS 861.512-Al, Anhang zur Verordnung über Leistungen für
Menschen mit Behinderung und Betreuungsbedarf (LBBV-Anhang), wird
als neuer Erlass publiziert.

§ 1 Tarife und Maximalbetrag ambulante Leistungen
1 Tariftabelle:

Leistungsart Tarif pro Stunde

Fachleistung 3 135 Franken

[chIeistung 2 125 Franken

‘ BGS 111.1
2) BGS 861.5
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Leistungsart Tarif pro Stunde

Fachleistung 1 95 Franken

Assistenzleistung 35 Franken

Die Direktion des Innern kann für Leistungen während der Nacht spezielle
Tarife oder Pauschalen festlegen.

Die Tarife verstehen sich zu Vollkosten. Eine allfallige Eigenleistung nach
§ 37 der Verordnung wird zur Deckung dieser Tarife beigezogen.

Der maximale Betrag, bis zu welchem ambulante Leistungen gemäss
LBBG möglich sind, beträgt zwei Stunden pro Tag zum Tarif der Fachleis
tung 3.

Werden ambulante Leistungen von Familienangehörigen erbracht, gilt flur
diese Leistungen ein Maximum von einer Stunde pro Tag.
6 Die Tabelle in Abs. 1 basiert auf dem Stand des Landesindexes der Konsu
mentenpreise vom 31. Dezember 2023. Die Direktion des Innern passt diese
Pauschale jeweils per Ende des Jahres für das folgende Kalenderjahr an die
sen Index an.

II.
Keine Fremdänderungen.

III.
Keine Fremdaufliebungen.

Iv.
Dieser Anhang tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Zug,

Regierungsrat des Kantons Zug

Die Frau Landammann
Silvia Thalmann-Gut

Die stv. Landschreiberin
Rene Spillmann Siegwart
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Publiziert im Amtsblatt vom...
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Kanton Zug
Direktion des Innern Beilage 3

Liste der Adressatinnen und -adressaten konferenzielle Anhörung
Totairevision der Verordnung über soziale Einrichtungen (SEV; neu LBBV)

Zug

Oberägeri

U nterägeri

Menzingen

Die im Kantonsrat vertretenen
Parteien
- Alternative - die Grünen Zug
- Christlichsoziale Partei Zug
- Die Mitte — Kanton Zug

- FDP. Die Liberalen Zug
- Grünliberale Partei Kanton Zug
- SP des Kantons Zug
- SVP des Kantons Zug

politischen Weitere Adressaten
- Triaplus AG, Ambulante Psychiatrie und

Psychotherapie Zug
- Herberge für Frauen Zug
- Frau enzentrale Zug

Gemeinden
- Stadt Zug

- Einwohnergemeinde Oberägeri
- Einwohnergemeinde Unterägeri

- Einwohnergemeinde Menzingen
- Einwohnergemeinde Baar
- Einwohnergemeinde Cham
- Einwohnergemeinde Hünenberg

- Einwohnergemeinde Steinhausen
- Einwohnergemeinde Risch
- Einwohnergemeinde Walchwil
- Einwohnergemeinde Neuheim
- Gemeindepräsidenten-Konferenz der

zugerischen Gemeinden, c/o Gmde. Risch

Bürgergemeinden
- Bürgergemeinde

- Bürgergemeinde

- Bürgergemeinde

- Bürgergemeinde

- Bürgergemeinde Baar
- Bürgergemeinde Cham
- Bürgergemeinde Hünenberg
- Bürgergemeinde Steinhausen
- Bürgergemeinde Risch

- Bürgergemeinde Walchwil
- Bürgergemeinde Neuheim
- Verband der Bürgergemeinden des

Kantons Zug

Organisationen und Verbände
- Verein ConSol

- Stiftung Eichholz
- Kubeis, Verein Kunst & Beeinträchtigung

lnnerschweiz

- Stiftung Maihof Zug
- Stiftung Phönix Zug
- Wohn- und Werkheim Schmetterling
- Stiftung Zuwebe

- Profil — Arbeit & Handicap
- Stiftung Lutisbach

- TlXl Zug
- Vereinigung Insieme Cerebral Zug
- Procap Zug

- Pro lnfirmis Zug
- Arbeitsgruppe Menschen mit Behinderung

Zug

- AvenirSocial Zentralschweiz
- CURAVIVA Zug

- IN SOS Zentralschweiz

Sonder- und Privatschulen des Kantons Zug
mit integriertem Wohnbereich
- Heilpädagogisches Zentrum Hagendorn
- Horbach Schule

- Privatschule Dr. Bossard
- Sonnenberg Heilpädagogisches Schul- und

Beratungszentrum

- Institut Montana


